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2  
5/2015-Sch  

 
  

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
    
Tag und Zeit:         Donnerstag, 26. November 2015  
 
Tagungsort:         Rathaussaal    
 
Beginn:           19.00 Uhr    
 
  

A n w e s e n d e : 
 
  

ÖVP-Fraktion:  
 
     1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender  
     2. Vizebgm.      Klaudia Haberl  

  3.  EG.         Franz Huber  
  4.  GR.         Dr. Oskar Vogel  

     5.  GR.         Gabriele Mayr  
     6.  GR.         Ing. Harald Marhofer  
     7.  GR.         Friedrich Seiringer-Gaubinger  
     8.  GR.         Franz Bauer  
     9.  GR.         Markus Muhr  

10.  GR.         Dagmar Blaikner  
11.  GR.         Peter Reiter  
12. GR.         Jakob Moser  
13.  GR.         Gerald Egger  

 
 

FPÖ-Fraktion:  
 

14.  Vizebgm.      Karin Hemetsberger  
15.  GR.        Dipl.-Ing. Josef Hoyer  
16.  GV.         Rudolf Hemetsberger  
17.  GR.        Mag. Erich Kaniak  
18.  GR.         Siegfried Schmuck  
19.  GR.         Manfred Grubinger  
20.  GR.         Christa Leeb-Dorfer  

 
 

SPÖ-Fraktion:  
  
   21.  GV.         Ing. Kurt Berger  

22. GR.         Roswitha Mohr  
23.  GR.         Sandra Grausgruber  
24.  GR.         Harald Huber  
25.  EG.         Barbara Wolfsgruber  
26. GR.         Gerald Mayrhofer  
27.  GR.         Rudolf Stockinger  
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GRÜNE-Fraktion:  
 

28.  GV.         Claudia Hauschildt-Buschberger  
29.  GR.         Mag. Ursula Kölblinger  
30.  GR.         Dr. Siegfried Gierlinger  
31.  GR.         Victoria Buschberger  

  
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt  
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter 

Bekanntgabe der Tagesordnung nachweislich erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 16.11.2015 öffentlich 

kundgemacht wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 19.10.2015 bis zur heutigen Sitzung 

während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur 
Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird Amtsleiter Hans Schmidt bestimmt. 
 
 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionen folgende Gemeinderats-
mitglieder bekannt gegeben:  
 

Für die ÖVP-Fraktion:     GR. Dr. Oskar Vogel 
 

Für die SPÖ-Fraktion:    GV. Ing. Kurt Berger  
 

Für die FPÖ-Fraktion:    GV. Rudolf Hemetsberger  
 

Für die GRÜNE-Fraktion:  GV. Claudia Hauschildt-Buschberger  
 
 
 
 
Der Bürgermeister niummt die Angelobungen von Siegfried Schmuck und Barbara Wolfsgruber vor.  
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T a g e s o r d n u n g 
 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
 
a) VS Neubau – Landesschulbauprogramm. Die Landesräte Hummer und Hiegelsberger teilten 

mit, dass der VS Neubau in Seewalchen im Landesschulbauprogramm mit Baubeginn 2017 und 
Gesamtkosten in Höhe von € 6,432 Millionen berücksichtigt ist, und dafür  in den Jahren 2017 bis 
2025 jährlich LZ und BZ in Höhe von je 250.000.- Euro vorgesehen sind. Die Gesamtförderhöhe 
des Landes beträgt 5,5 Millionen Euro. Der Bescheid der Bildungsdirektion des Landes O.Ö. betr. 
Raumerfordernis für den Neubau der VS Seewalchen ist am 12. Oktober eingelangt. Irrtümlich 
ist darin der VS-Turnsaal nicht enthalten. Seitens der Marktgemeinde Seewalchen wurde 
umgehend um eine entsprechende Berichtigung des Raumprogramms und um Berücksichtigung 
des Turnsaales im Raumprogramm angesucht. 

 
b) Landesrätin Jahn übermittelte eine Spende in Höhe von € 350.- für den Ferienspaß 2015.  

 
c) LHStv. Entholzer teilte im September mit, dass für das Projekt Jugendtaxi im 1. HJ 2015 eine 

Landesförderung in Höhe von € 923.- gewährt wird. 
 

d) Aufgrund der Nächtigungsintensität der letzten Jahre wird die Marktgemeinde Seewalchen als 
Tourismusgemeinde in die Ortsklasse C zurückgestuft. Wenn mittels Gemeinderatsbeschluss 
ein Verbleib in der höheren Kategorie B beantragt werden soll, dann müssten alle 
beitragspflichtigen Betriebe angeschrieben und zur Abgabe einer Stellungnahme eingeladen 
werden. 
 

e) Betr. Kanalanschluss für die Parz. 465/3 in Haining (Grasl) über den zwischen dem öff. 
Straßengut und dem Baugrundstück Grasl gelegenen Grundstreifen des Herrn Johann Reichl 
(Parz. 464/2) wurde mit Bescheid der BH Vöcklabruck Herrn Reichl auferlegt, die Herstellung des 
Kanalanschlusses über sein Grundstück zu dulden. Herr Reichl hat dagegen Beschwerde beim 
LVWG eingebracht. 
 

f) Das Wasserhygienische Gutachten gem. Bäderhygieneverordnung im Schwimmbecken des 
Strandbades  hat keine Mängel und einwandfreie Wasserqualtität ergeben.  
 

g) Strandbad. In der Saison 2015 konnten 40.860 Eintritte verbucht werden (2014: 18.645). Das 
Rekordjahr 2003 mit 46.981 Eintritten konnte allerdings nicht erreicht werden. 

 
h) Nächtigungszahlen für Seewalchen (Jan. – Okt. 2015). Aufgrund der  vorliegenden 

Nächtigungsstatistik wurden für Seewalchen von Jänner bis Oktober insgesamt 27.284 
Nächtigungen bei 12.507 Ankünften registriert. Im gesamten Jahr 2014 wurden 19.008 
Nächtigungen registriert. 
 

i) Die frühere Gemeindevorständin Gertraud Eisterer erhielt am 15. September im Rahmen eines 
Festaktes im Linzer Landhaus den Ehrentitel „Konsulentin für Soziales“.  
 

j) Die KPC (Förderstelle des Umweltministeriums) teilte mit, dass für die thermische 
Gebäudesanierung der Neuen Mittelschule eine Bundesförderung in Höhe von € 65.515.- 
gewährt wird. Für das neue Elektroauto für die Aktion Essen auf Rädern wurde eine 
Bundesförderung in Höhe von € 4.000.- gewährt. 
 

k) Die Bau- und Einrichtungsarbeiten für das Projekt Ganztagsschule wurde mit Kosten in Höhe 
von € 128.216.- abgerechnet. Dafür wurde eine Förderung aus dem Ressort LR Hummer 
(nunmehr: LHStv. Stelzer) in Höhe von € 110.000.- gewährt. 

 
l) Aufgrund der Eingabe der „Bürgerinitiative Reichersberg“  wegen Geruchsbelästigungen hat 

am 19.10. eine baubehördliche bzw. bautechnische Überprüfung beim Schweinemastbetrieb 
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von Familie Moser stattgefunden. Dabei wurde von den anwesenden Sachverständigen (Bau, 
Immissionstechnik, Umweltanwaltschaft) festgehalten, dass die Anlage die Voraussetzungen für 
einen bescheidgemäßen Betrieb aufweist und keine Abweichungen festgestellt wurden. Um die 
eingestellte Abluftgeschwindigkeit von 7 m/s durchgehend sicherzustellen, wurde vom 
Sachverständigen vorgeschlagen, die Lüftungssteuerung zu entfernen und durch eine 
Schutzschaltervorrichtung zu ersetzen.  
Da dies von der Behörde nicht vorgeschrieben werden kann, wurde diesbezüglich vorgeschlagen, 
mit Herrn Moser Kontakt aufzunehmen und ihm anzuraten, diese Umstellung als freiwilliges 
Entgegenkommen von sich aus vorzunehmen. Die beiden Sprecher der BI, Heinz Lechner und 
Hermann Preuner, wurden im Beisein von Ing. Nöhbauer von der Umweltanwaltschaft informiert. 
Mittlerweile hat Jakob Moser den Vorschlag des Immissionstechnikers aufgegriffen und einen 
entsprechenden Auftrag an die Firma Stallprofi erteilt. Mit Datum vom 6.11.2015 liegt von der 
Firma Stallprofi eine Bestätigung  vor, dass die Frequenzregler auf 2 Schütze umgebaut wurden. 
Die Bürgerinitiative wurde davon schriftlich in Kenntnis gesetzt. 
 

m) Mit Ende Oktober wurde nach vierwöchiger Tätigkeit der Archäologen das Pfahlbau-
Forschungsprojekt im Strandbad Seewalchen (Sprungturmgrube, Projekt „Zeitensprung“) 
abgeschlossen. Die Funde wurden ins Landesmuseum nach Linz gebracht, wo die 
wissenschaftliche Feinarbeit erfolgen wird. 
Es wurde rd. 1 m Kulturschicht abgetragen und untersucht. Die durch Erosion und durch das 
regelmäßige Ausbaggern/Aussaugen des Sediments in der Sprungturmgrube stark bedrohten 
Ränder des Siedlungsfeldes sollen nun durch bauliche Maßnahmen gesichert werden. Ein 
entsprechendes Projekt wird vom Kuratorium Pfahlbauten ausgearbeitet. Projektträger sollte die 
Gemeinde sein. Dafür wären auch Eigenmittel erforderlich (Drittelfinanzierung 
Bund/Land/Gemeinde). Geschätzte Gesamtkosten: rd. € 30.000.-. 

 
n) Bei der Konstituierenden Mitgliederversammlung des Reinhalteverbandes Attersee am 5.11.15 

wurde der Bürgermeister der Gemeinde Berg im Attergau, Ernst Pachler, zum neuen RHV-
Obmann gewählt. Im RHV-Vorstand sind weiters Bgm. Vogtenhuber aus Lenzing (Obm.Stv.), 
sowie Bgm. Gründl/Schörfling, Bgm. Aigner/St. Georgen, Bgm. Mayrhauser/Nußdorf. 
 

o) Bei der Jahreshauptversammlung der Wassergenossenschaft Steindorf am 6. November 
wurde Peter Schuster als Obmann wiedergewählt.  

 
p) Beim Verkehrsgipfelgespräch am 9.11. wurden die verschiedenen Problemzonen im Bereich 

von Steindorf entlang der Gampernerstraße besprochen. Für den Bereich Steindorf-Siedlung 
wurde angeregt, dass für die gewünschte Temporeduzierung (für den von den Anrainern 
geforderten Zebrastreifen im Bereich Bushaltestelle-Egelseestraße zwingend erforderlich, weil 
dzt. durchschn. 62 km/h gefahren wird) ein- oder beidseitig das Aufbringen von rot gefärbten 
Markierungen („Funktionsstreifen“ mit je 1,25 m Breite) als „optische Tempobremse“ 
weiterverfolgt werden soll. Weiters wurde der Ankauf von 2 Tempo-Info-Geräten vorgeschlagen.  
Für den Bereich der Familien Lohninger-Gattermayr („Sicherer Schulweg“ zur Bushaltestelle) 
sollen die Möglichkeiten für eine optimalere Situierung der Haltestellen für die Schulkinder 
ausgelotet werden (Gehsteig entlang Gampernerstraße und Querungshilfe sehr teuer. Ev. 
Fahrbahnhaltestelle auf Gampernerstraße prüfen. Falls Haltestelle in Kraimstalstraße optimiert 
werden soll, ev. Gehweg am Böschungsfuß prüfen).  
Für die „Unfallkreuzung“ in der Steindorfer Senke kann aus Sicht der Experten nur noch baulich 
oder verkehrsrechtlich etwas getan werden. Bauliche Maßnahmen sind erfahrungsgemäß sehr 
teuer. Als verkehrsrechtliche Maßnahme soll ein Projekt auf Probe mit Schließung der Einfahrt 
von Kraims Richtung Alt-Steindorf geprüft werden, mit „Umleitung“ Richtung Trafo. In Kemating 
und Kraims sollte gegen den Pendlerverkehr ein Fahrverbot ausgenommen Anrainer erfolgen. 
Dies muss im Infrastrukturausschuss diskutiert werden. 
 

q) Bei der Vermessung des Gehweges Seifertstraße-Roitham (Causa Ernst Häupl) am 10.11. 
hat Herr Häupl die Unterfertigung des Vermessungsoperates verweigert. Weiters hat er über 
seinen Anwalt mitgeteilt, dass auf dem vereinbarungsgemäß von der Gemeinde zu erwerbenden 
Grundstreifens eine Dienstbarkeit eingetragen werden solle, und im Grundbuch ein „Fahrverbot 
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ausgenommen Berechtigte“ eingetragen werden solle. Da dies nicht in der Vereinbarung 
(Vergleich) enthalten war, wurde das seitens der Gemeinde abgelehnt.  
 

r) Beim Feuerwehrgipfelgespräch am 10.11. mit Vertretern des Landes- und 
Bezirksfeuerwehrkommandos wurden die mittelfristigen Feuerwehrprojekte erörtert. Für die im 
Vorjahr erfolgte Eigenanschaffung eines TLF durch die FF Kemating gab es eine strikte 
Ablehnung von LFI und BKdo., da das Fahrzeug im neuen Alarmierungs- und 
Gefahrenpotentialplan GEP für den Pflichtbereich Seewalchen nicht vorgesehen ist. Daher 
bestehen auch rechtliche Bedenken (Haftungsfragen). Für die im Jahr 2016 im MFP der 
Gemeinde Seewalchen vorgesehene Anschaffung eines KLF für die FF Kemating wurde seitens 
LFI und BKdo. das „Angebot“ gemacht, dass stattdessen ein sog. LF-A (Löschfahrzeug) 
angeschafft werden kann. Dieses würde rd. € 260.000.- kosten. Mit Schreiben vom 13.11. teilt das 
Kdo. der FFK mit, dass sich die Kameradschaft grundsätzlich für ein LF-A ausgesprochen hat. 
Hinsichtlich der Rahmenbedingungen, der Kosten und der Finanzierung sind noch weitere 
Gespräche erforderlich. 
 

s) Bei der Landesaktion „Wir machen Meter“ errang die Gesunde Gemeinde Seewalchen den 
Landessieg in der Kategorie der Gemeinden über 5.000 Einwohner. Beim Gala-Abend im ORF 
Zentrum in Linz am 16.11. nahm eine kleine Abordnung des Arbeitskreises Gesunde Gemeinde 
unter der Leitung von Andrea Mayr den Siegespreis entgegen. Die Siegesprämie in Höhe von € 
7.000.- ist zweckgebunden für gesundheitsfördernde Maßnahmen zu verwenden. 
 

t) Im Rahmen einer Übergabefeier im Steinernen Saal des Linzer Landhauses am 16.11. erhielt der 
langjährige Feuerwehrfunktionär Karl Schiemer aus Steindorf das Goldene Verdienstzeichen 
des Landes Oberösterreich. Karl Schiemer war 10 Jahre lang Kommandant der FF Steindorf, 12 
Jahre lang Kommandant des Feuerwehrabschnitts Attersee, und ist seit 9 Jahren Kommandant 
der Betriebsfeuerwehr der Lenzing AG. 
 

u) Die Direktion Inneres und Kommunales im Amt der O.Ö. Landesregierung teilte mit, dass der 
„Österreichischer-Hilfsdienst-Verein – ÖHD“ mit Sitz in Klagenfurt, der „Hilfs Fonds 
Österreich – HFÖ“ mit Sitz in Ferndorf und der Verein „ProFilius“ mit Sitz in Bad Ischl 
Geldspenden-Sammlungen (Haus- oder Straßensammlung) in Oberösterreich durchführen. Von 
Seiten des Amtes der Oö. Landesregierung wurde dafür keine Bewilligung an obgenannte 
Vereine erteilt.  
 

v) Bei der Blutspendeaktion des Roten Kreuzes am 11. und 12.11. haben 121 Seewalchnerinnen 
und Seewalchner Blut gespendet. 

 
 

Beschlüsse des Gemeindevorstandes – Sitzungen am 17. September und 10. November 2015 
 
• Für das mit EU-LEADER-Mitteln der REGATTA geförderte Projekt Pfahlbauspielplatz auf der 

Promenade wird die Gemeinde die Projektträgerschaft übernehmen.  
 
• Für die Generalsanierung Landesmusikschule wurde der Auftrag für das Baumanagement 

(Planung, Bauleitung) an die F2 Architekten in Schwanenstadt vergeben. 
 
• Aufgrund einer Unterschriftenaktion der Dorfgemeinschaft Gerlham wurde die Asfaltierung der 

Straße nach Abschluss der Kanalisierungsarbeiten im Ort Gerlham auf Frühjahr 2016 
verschoben. Der Bereich Windtal bis Gerlham wird noch heuer ausfaltiert. 

 
• Für die Straßensanierung und Teilasfaltierung im Bründlweg in Neu-Steindorf wurde der Auftrag 

an die Firma Niederndorfer zu einem Angebotspreis von € 81.600.- vergeben. Die Arbeiten sind 
fertiggestellt. 

 
• Der Auftrag zur Lieferung und Montage eines Buswartehauses an der Bushaltestelle Tostmann-

Haberl in Litzlberg wurde an die Fa. Connexurban in Kirchham vergeben (€ 4.697.-). 
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• Für die Straßen- und Oberflächenentwässerung im Bereich der Höllwerth-Gründe in Litzlberg 

wurde der Auftrag für eine Projektstudie an die Fa. DLP erteilt. 
 
• Für die Grabungsarbeiten zur Errichtung einer Straßenbeleuchtung in der Egelseestraße wurde 

der Auftrag an die Firma Niederndorfer zu einem Preis von € 10.469.- erteilt, und für die 
Leuchtmittel an die Firma Illumina zu einem Preis von € 11.014.-. Die Arbeiten werden erst im 
Jahr 2016 ausgeführt, weil hier noch eine Grundabtretung ins öffentliche Gut erfolgen soll. 

 
• Für die von der Umweltbehörde des Landes O.Ö. vorgeschriebene Herstellung einer 

Oberflächenwasserableitung am Strauchschnittlagerplatz (ehem. Kompostieranlage) wurde der 
Auftrag an die Firma Granit Bau erteilt (€ 2.745.-) 

 
• Der Auftrag für die Lieferung einer neuen Lautsprecheranlage für den Kultursaal wurde an die Fa. 

Mayrhofer Veranstaltungstechnik vergeben (€ 4.991,05 netto). 
 
• Der Auftrag für die Lieferung und Montage einer neuen Stromverteilungsanlage am Rathausplatz 

wurde an die Firma GEG Gmunden mit einer Anbotsumme in Höhe von 10.822.- vergeben. 
 
• Der Auftrag für die Lieferung und Montage einer Dachverglasung zwischen den Kabinen im 

Strandbad Seewalchen wurde an die Fa. Reiter-Glas zu einem Preis von € 3.686.- vergeben. 
 
• Der Auftrag zur Sanierung der ost- und westseitigen Umkleidekabinen im Strandbad und des 

Sockels beim Bootshaus wurde nach erfolgter Ausschreibung an den Bestbieter Fa. Eyblmayr-
Wolfsegger mit einer Anbotssumme in Höhe von € 28.425.- vergeben. 

 
• Für die anstehenden Instandhaltungsarbeiten am gemeinsamen Loipenspurgerät (Naturfreunde 

Lenzing, Gemeinde Lenzing, Gemeinde Seewalchen) wurde ein Kostenbeitrag in Höhe von € 
2.500.- beschlossen. 

 
• Der Auftrag für die Überprüfung, Fehlerortung und –behebung an den Peitschenmasten der 

Seewalchner Straßenbeleuchtung wurde an die Fa. Illumina vergeben.  
 
• Der Auftrag zur Umsetzung des Baumkatasters im Rahmen eines REGATTA-

Gemeindekooperationsprojektes wurde an die Österreichischen Bundesforste als Bestbieter 
vergeben. Der auf die Gemeinde Seewalchen entfallende Anteil beträgt ca. € 4.500.- für rd. 280 
Bäume im Öffentlichen Raum. 

 
• Für die vom neuen Strandbadbuffetpächter vorgeschlagenen Umbauarbeiten an der Speisen- und 

Getränkeausgabe wurde eine 50:50 Kostenteilung vereinbart und ein maximaler Kostenanteil der 
Gemeinde in Höhe von € 7.500.- festgelegt. 

 
• Für das geplante Public Viewing auf der Seepromenade im Rahmen der Fußball-

Europameisterschaft 2016 wurde vom Gemeindevorstand eine grundsätzliche Zustimmung 
signalisiert. Das Organisationskonzept wird von Strandbadpächter Mario Hübel rechtzeitig 
vorgelegt werden. 

 
• Aufgrund einer einstimmigen Empfehlung des Personalbeirates beschloss der 

Gemeindevorstand, Frau Heide Maria Daxberger aus Steindorf als Reinigungskraft für die NMS 
Seewalchen unbefristet aufzunehmen. 
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Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs. 3 der o.ö.Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der heute stattfindenden Gemeinderatssitzung zu nehmen. 
 
Budget 

Förderansuchen des Vereins liebenswertes Seewalchen für das Projekt „Rosenstiege“ 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
1. Prüfungsausschuss 

Wahl des Obmannes (Stellvertreter) und der Mitglieder (Ersatzmitglieder) 
 
Bgm. Reiter: 
Der Gemeinderat wählt für jeden Ausschuss den Obmann und den Obmann-Stellvertreter jeweils in 
Fraktionswahl, wobei jedoch nur Mitglieder des Gemeinderates wählbar sind. (§ 33 Abs. 4). 
Gem. § 33 Abs. 1 hat der Gemeinderat hat die Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Ausschüsse zu 
wählen. Auch Ersatzmitglieder des Gemeinderates können zu Mitgliedern von Ausschüssen gewählt 
werden.  
 
Gemäß § 52 Oö. Gemeindeordnung sind Wahlen stets geheim mit Stimmzettel durchzuführen, es sei 
denn, dass der Gemeinderat einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe beschließt.  
 
Ich stelle den Antrag,  

dass die Wahlen durch das  Erheben der Hand erfolgen sollen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
Von der SPÖ -Fraktion liegt ein gültiger Wahlvorschlag für den Obmann, lautend auf  
 

Rudolf Stockinger 
vor. 
 
Abstimmungsergebnis der SPÖ-Fraktion durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages  
 
 
Von der GRÜNEN-Fraktion liegt ein gültiger Wahlvorschlag für den Obmann-Stellvertreter, lautend 
auf   
       Dr. Siegfried Gierlinger  
vor. 
 
 
 
Abstimmungsberechtigt ist die GRÜNEN-Fraktion. 
 
Abstimmungsergebnis der GRÜNEN-Fraktion durch Handheben:  

einstimmige Annahme des Antrages  
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Von der ÖVP-Fraktion liegt folgender gültiger Wahlvorschlag vor: 
 
   Mitglied:             Ersatzmitglied: 
 
   Muhr Markus           Mag. Roither Bernhard 
 
Abstimmungsberechtigt ist die ÖVP-Fraktion. 
 
Abstimmungsergebnis der ÖVP-Fraktion durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages  
 
 
Von der FPÖ-Fraktion liegt folgender gültiger Wahlvorschlag vor: 
 
   Mitglied:            Ersatzmitglied: 
 
   Dipl.-Ing. Hoyer Sepp      Ing. Hackl Heinz                  
 
Abstimmungsberechtigt ist die FPÖ-Fraktion. 
 
Abstimmungsergebnis der FPÖ-Fraktion durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages  
 
 
Von der SPÖ-Fraktion liegt folgender gültiger Wahlvorschlag vor: 
 
                   Ersatzmitglied: 
 
                   Kritzinger Herbert                  
 
Abstimmungsberechtigt ist die SPÖ-Fraktion. 
 
Abstimmungsergebnis der SPÖ-Fraktion durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages  
 
 
Von der GRÜNEN-Fraktion liegt folgender gültiger Wahlvorschlag vor: 
 

         Ersatzmitglied: 
                
                  Petrovic Georg  
 
Abstimmungsberechtigt ist die GRÜNEN-Fraktion. 
 
Abstimmungsergebnis der GRÜNEN-Fraktion durch Handheben:  

einstimmige Annahme des Antrages  
 
 
 
2. Neubau Volksschule 

Generalübernehmer; Zuschlagsentscheidung 
 
Bgm. Reiter: 
Aufgrund des GR-Beschlusses vom 9.7.2015 wurde für die Neuerrichtung der Volksschule 
Seewalchen ein Vergabeverfahren zur Vergabe eines Generalübernehmerauftrages gemäß den 
Bestimmungen des BVergG 2006, und zwar in Form eines Verhandlungsverfahrens mit vorheriger 
Bekanntmachung durchgeführt. Als Bestbieter wurde die GSG ermittelt. 
In der Ausschreibung war auch die Option „Finanzierung“ enthalten. Aufgrund der Anbote soll diese 
Option nicht gezogen werden, da die Gemeinde bei Darlehen wesentlich günstigere Konditionen 
erhält.     
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund des Vergabevorschlages von Mag. Huemer den Zuschlag dem erstgereihten 
Angebot der GSG – Gemeinnützige Siedlungsgesellschaft m.b.H. für den Bezirk Vöcklabruck 
zu erteilen.  
 

Der Bürgermeister stellt den Zusatzantrag, 
die Option „Finanzierung“ nicht zu ziehen.  

 
GR. Hoyer nimmt zur Kenntnis, dass Herr Mag. Huemer den Vergabevorschlag ausgearbeitet habe. 
Dies scheine in den Unterlagen welche bei den Fraktionssitzungen aufgelegen seien, gar nicht auf. 
Was habe Mag. Huemer für eine Qualifikation? Wer sei bei dem Vergabegespräch anwesend 
gewesen? In welcher Reihenfolge seien die Gespräche zwischen den 3 Bietern geführt worden? 
Seien da auch die Nebenkosten in den Beträgen inkludiert?  
Die ihm bekanntgegebenen Zahlen seien folgende: Das Bauvorhaben solle in 2 Jahren abgewickelt 
werden. Das Honorar für die GSG betrage 4,99 % im Gesamten, sodass hier eine Auftragssumme 
von defakto € 6,5 Mio. - in der Folge Bauvolumen von € 324.350,00 – herauskomme. Dies sei ein 
ganz schöner Betrag. Der zweitgereihte – nämlich die OÖ Wohnbau – habe 5% angeboten, dies 
ergebe € 325.000,00. Hier sei ein Unterschied von € 650,00 – also nichts. Und der Dritte habe 5,2% 
angeboten. Dies ergebe € 338.000,00. Er finde, wenn man wisse, dass die GSG alle Aufträge bisher 
bekommen habe, eigentlich interessant, dass hier nur € 650,00 Differenz seien.  
Das Verhandlungsergebnis hätte einen noch viel höheren Nachlass bringen  müssen. Diese Fragen 
würde er gerne beantwortet habe, da davon auch das Abstimmungsergebnis abhängig sei. 
 
Der Bürgermeister antwortet, Herr Mag. Huemer sei Rechtsanwalt, habe sich auf das Vergabewesen 
spezialisiert und sei vorher in einem großen Büro in Linz (Saxinger, Chalupsky & Partner) tätig 
gewesen. Er habe sich dann selbstständig gemacht und sein Büro sei in Wien. Er habe dieGemeinde 
mittlerweile bei 3 oder 4 größeren Ausschreibungen – unter anderem auch bei der Neuen Mittelschule 
-  begleitet. Auch bei der KG Gründung. Er sei über die Grenzen hinweg ein anerkannter Berater und 
für ihn sei es selbstverständlich gewesen auch bei diesem Verfahren (welches man bisher noch nie 
gehabt habe) und daher keinerlei Erfahrungswerte vorgelegen seien, dessen Unterstützung zu holen.  
Das Vergabegespräch habe Herr Mag. Huemer, Amtsleiter Hans Schmidt und er geführt. Die 
Reihenfolge der Gespräche sei wie folgt abgelaufen – als Erster sei die W.A.S., als Zweiter die GSG 
und als Dritter die OÖ Wohnbau gewesen. Bezüglich der Frage wegen der Nebenkosten werde der 
Amtsleiter Stellung nehmen. 
 
AL. Schmidt merkt an, dass sämtliche Nebenkosten (Papier, Reisekosten,etc. enthalten seien. 
 
GR. Hoyer fügt an, dass wenn man die Vergabesummen anschaue, dass man  im Gemeindebudget      
€ 300.000,00 für den gesamten Straßenbau zur Verfügung habe. Dies koste jetzt € 324.350,00, der 
Abstand von € 650,00 sei ja sehr geringfügig. Werden hier noch Nachverhandlungen stattfinden und 
die GSG eventuell noch einen weiteren Nachlass gewähren?  
 
AL. Schmidt betont, dass von Herrn Mag. Huemer bei den Vergabegesprächen darauf hingewiesen 
wurde, dass es nur ein einziges Vergabegespräch gebe und keine weiteren Verhandlungsgespräche 
vorgesehen seien. Dies sei auch so protokolliert worden. 
 
GR. Hoyer erwidert, dass dieser Abstand mehr als gering sei. 
 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass diese Summe von den € 6,5 Mio. gerechnet werde. Basis von 
dem GÜ-Auftrag sei nicht die Gesamtsumme. 
 
GR. Hoyer fügt an, er habe mit 6,5 Mio. gerechnet und da komme das heraus. Dies sei auch keine 
Zahl die irgendwie daneben liege. Diese Summe sei relativ hoch wenn man bedenke, dass erst in 2 
Jahren gebaut werde. Die GSG bekomme somit € 160.000,00 in jedem Jahr und dies sei ja kein 
„Schmutz“. 
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AL. Schmidt antwortet, dass die OÖ Wohnbau die Chance gehabt hätte, den Auftrag zu erhalten. Man 
wollte aber nicht mehr Nachlass geben. Er müsse aber dazu sagen, im Vergleich zu anderen 
Ausschreibungen in OÖ sei dies mit Abstand das beste Angebot.  
 
GR. Kaniak merkt an, dass dieser Vorgang für ihn sonderbar sei. Man habe einen Bauausschuss und 
einen Vorstand von der Gemeinde, die hier als politisches Gremium sicherlich die Kompetenz habe. 
Und Herr Mag. Huemer koste ja auch etwas, dies sei ja nicht inkludiert. 
 
AL. Schmidt antwortet, dass Mag. Huemer € 7.000,00 koste. 
 
GR. Kaniak fügt hinzu, dass all diese Zahlen voraussetzen, dass die Baukosten eingehalten werden. 
Zählen hier nur mehr die Prozente oder seien das Höchstbeträge? 
 
GR. Hoyer antwortet, nur Prozentsätze. 
 
GR. Kaniak fragt nach, warum außer Beamte keine politischen Mandatare welche Funktionen 
ausüben, daran beteiligt seien. Sei dies eine rechtliche Vorschrift oder von der Gemeindeführung und 
von den Beamten eine vorgesehene Vorgangsweise. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass der Gemeinderat dies beschließen könnte, dass ein Gremium 
damit betraut werde. Aber grundsätzlich sei es so, dass derartige Vertragsverhandlungen im Amt 
geführt werden. Er wisse nicht, dass man irgendwann ein Gremium eingeführt habe über 
Vergabeverhandlungen. 
 
AL. Schmidt merkt an, dass ein Vier-Augen-Prinzip genügen würde. Der Bürgermeister hätte die 
Verhandlungen auch alleine führen können. Er sei dabei gewesen, weil er auch die Verhandlungen 
für die Neue Mittelschule geführt habe. 
 
GV. Berger merkt an, dass man sich für dieses System einstimmig gemeinsam festgelegt habe. Man 
habe sich auch auf diesen Sachverständigen gemeinsam festgelegt. Ihn störe an dieser Diskussion, 
dass man sich nur auf den Preis „aufhänge“.  
Der Preis alleine sei ja nicht das Vergabekriterium. Es habe ja 3 verschiedene Kriterien gegeben. 
Diese Kriterien seien darauf abgestimmt worden. Der Preis habe 8000 Punkte ausgemacht, die 
anderen Punkte seien frei vergeben worden. Hier sei unter anderem auch die Qualität der Mannschaft 
oder des Büros an sich und auch das Schlüsselpersonal und das Umsetzungskonzept offensichtlich 
verschieden gewesen.  
Er habe sich das angeschaut und sei der Meinung, dass dies ein sehr sauberes Verfahren gewesen 
sei, zu dem man sich gemeinsam entschlossen habe. Aus diesem Grund werde man dieser Vergabe 
entsprechend zustimmen. 
 
GR. Vogel O. merkt an, dass er sich erinnern könne, dass dies im Vorstand besprochen worden sei. 
 
GR.  Kaniak fügt hinzu, dass wenn alles in Ordnung sei es keine Einwände gebe. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 30 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
   SPÖ-Fraktion: 7  
   FPÖ-Fraktion: 6 ohne Kaniak 
   GRÜNE-Fraktion: 4  
 
Stimmenthaltungen 1 Stimmen FPÖ-Fraktion: 1 Kaniak 
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Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Zusatzantrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 30 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
   SPÖ-Fraktion: 7  
   FPÖ-Fraktion: 6 ohne Kaniak 
   GRÜNE-Fraktion: 4  
 
Stimmenthaltungen 1 Stimmen FPÖ-Fraktion: 1 Kaniak 
 
 
 
 
3.  Bürgerfragestunde 
  
Bgm. Reiter: 
Gemäß § 53 Abs. 5 Oö. Gemeindeordnung kann der Gemeinderat beschließen, dass vor oder nach 
der Gemeinderatssitzung eine Bürgerfragestunde abgehalten wird.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstandes die Bürgerfragestunde 
aufgrund der Bestimmungen der Oö.Gemeindeordnung vor Beginn der 
Gemeinderatssitzung durchzuführen. Anfragen dürfen sich nicht auf Tagesordnungspunkte, 
die in der jeweiligen Sitzung behandelt werden, beziehen.  

 
GV. Hauschildt-Buschberger möchte einen Gegenantrag stellen. Der Gegenantrag solle 
schlussendlich lauten: Die Gemeinde möge beschließen, dass vor Beginn jeder Gemeinderatssitzung 
eine Bürgerfragestunde durchgeführt wird. Der maximale Zeitrahmen dafür soll eine Stunde betragen. 
Dies möchte sie begründen. Gleich um alle Missverständnisse auszuräumen – dies hört sich jetzt 
ähnlich an wie der andere Antrag – man sei für die Bürgerfragestunde vor der Gemeinderatssitzung 
aber ohne Einschränkung. Nämlich die Einschränkung dass die Bürger/innen keine Fragen zur 
aktuellen Tagesordnung stellen dürfen.  
Dazu möchte sie näher ausführen, dass sich mit der Gemeindeordnungsnovelle 2015 wichtige 
Änderungen zu den bisherigen Regelungen über die Vertraulichkeit über nicht öffentliche Sitzungen 
ergeben haben. Als nicht öffentliche Sitzungen gelten der Gemeindevorstand, Stadtrat (habe man eh 
nicht), Ausschüsse sowie Teile von Gemeinderatssitzungen von denen die Öffentlichkeit 
ausgeschlossen wurde. Jetzt neu, unterliegen eben nicht öffentliche Sitzungen nicht mehr der 
Vertraulichkeit und das heißt, man kann als interessierter Bürger/in grundsätzlich schon wissen um 
was es im Gemeinderat gehen wird und könnte dazu eben auch Fragen stellen. Das betrifft natürlich 
nicht Sachen die datenschutzrechtlich geschützt sind.  
Die bleiben natürlich nach wie vor unter dem Datenschutz. Wie gesagt, das bedeutet in der Praxis, 
dass jeder wissen kann was in der Gemeinderatssitzung besprochen wird und deshalb sei es für sie 
auch logisch, dass etwaige Fragen, Anliegen und weitere Informationen die Bürger/innen vor einer 
Behandlung im Gemeinderat eventuell haben, dass sie diese auch stellen dürfen. Nach Ansicht der 
GRÜNEN Fraktion ist der Gemeinderat eine Vertretung der Bürger/innen und eine Beteiligung und 
Partizipation soll gewünscht sein.  
Das heißt auch öffentlich Fragen stellen zu dürfen und nicht dass vorher was gefragt wird und 
hinterher irgendwas gefragt wird, das wieder nur ein Teil weiß oder nur der Bürgermeister weiß oder 
nur ein Gemeinderat weiß. Es soll eine lebendige Demokratie geben und das nicht Zulassen von 
Fragen, von aktuellen Fragen die nämlich an dem Tag in der Tagesordnung behandelt werden. Das 
würde ihnen bzw. ihr insbesondere, so wie  Abblocken und Abweisen der Bürger/innen von Fragen 
die ihnen wichtig sind bedeuten. Sie glaubt – für sie persönlich – es ist nicht ihr Wunsch als gewählte 
Gemeindevertreterin also als Bürger/innen-Vertreterin nicht für die Fragen der Bürger/innen offen zu 
sein. Sie glaubt einer lebhaften und lebendigen Bürgerfragestunde sollte man sich stellen und die 
GRÜNE Fraktion werde das auch sehr gerne tun.  
Und die eine Stunde habe man gesagt – man weiß ja nicht wie sich das entwickelt – bevor es heißt, 
dann sitze man den ganzen Abend hier was man aber eh selten tut. Also Bürgerfragestunde vor der 
Eröffnung der Gemeinderatssitzung aber bitte mit Fragen zu allen Themenbereichen die wichtig sind. 
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Der Bürgermeister fügt an, dass er sich das nicht vorstellen kann. Der Ansatz – basisdemokratisch – 
sei durchaus verständlich. Er glaube, dass eine Stunde nicht vorstellbar sei. Man habe in letzter Zeit 
Sitzungen gehabt, welche nach 1,5 h aus seien. Aber wenn man sage max. 1 Stunde dann könne 
man nicht einfach „abwürgen“. Da müsse man, falls es mehrere Anfragen gebe, bis 20 Uhr nur 
diskutieren, anhören. 
 
GV Hauschildt-Buschberger fügt hinzu, dass es hierbei ja um die Bürger/innen gehe. 
 
Der Bürgermeister antwortet, er habe ja nichts gegen die Bürger – ganz im Gegenteil. Er gebe aber 
zu bedenken, dass Punkte die auf der Tagesordnung stehen und bei denen es eine lange 
Meinungsbildungsphase gegeben habe, man diese dann praktisch nochmals zurück an den Start 
kicke, da habe er Bedenken. Das könne er sich nicht vorstellen aber entscheiden tue dies der 
Gemeinderat. 
 
GV. Hauschildt-Buschberger fügt hinzu, dass es in der Gemeindeordnung eine Novelle gebe, dass 
nicht öffentliche Sitzungen nicht mehr der Vertraulichkeit unterliegen. Dies habe sich zur letzten 
Periode verändert. 
 
AL. Schmidt teilt mit, dass er diese Bestimmung noch nicht kenne, dies aber bedeuten würde, dass 
z.B. nach einer Planungsausschusssitzung jeder Antragsteller informiert werden könne wie der 
Antrag des Ausschusses laute. Dies würde er gerne überprüfen. Diese Norm kenne er noch nicht. 
 
GV. Hauschildt-Buschberger antwortet, dass sie dies im Vorfeld angeschaut habe. 
 
Vizebgm. Haberl fragt nach, ob dies jetzt bedeute, dass auch Vorstandssitzungen nicht mehr 
vertraulich behandelt werden. 
 
GV. Hauschildt-Buschberger bejaht dies mit dem Zusatz, dass der Datenschutz natürlich eingehalten 
werde. Datenschutz sei z.B. bei Ratenanzahlungen. Dies unterliege dem Datenschutz und dürfe nicht 
weitergesagt werden. Aber Beschlüsse die getroffen werden seien nicht mehr vertraulich. 
 
GR. Kölblinger merkt an, dass in den Wahlversprechen sehr heftig die Rede von Bürgerbeteiligung 
gewesen sei. Sie frage sich nun wie diese ausschauen werde, wenn man diese nicht einmal in dieser 
Form erlaube. Wenn wen etwas betreffe, diese Person dann da sei und etwas dazu sage was wichtig 
sei, dann wäre dies doch einzubeziehen. Man sei Volksvertreter, wisse aber trotzdem nicht alles. 
 
GR. Vogel O. stellt einen Antrag auf Vertagung des Tagesordnungspunktes bis die rechtliche 
Situation geklärt sei. Wenn sogar AL. Schmidt dies nicht wisse bzw. dazu noch nicht die rechtlichen 
Unterlagen habe, glaube er nicht, dass es sinnvoll sei weiter darüber zu diskutieren. Man habe ja 
noch eine Sitzung vor Weihnachten und wenn die rechtlichen Voraussetzungen geklärt seien, dies 
vernünftigerweise dann zu machen. Zum jetzigen Zeitpunkt sei das nicht günstig. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GR. Dr. Vogel gestellten Antrag auf Vertagung durch 
Handheben abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
   SPÖ-Fraktion: 6 ohne Mayrhofer 
   FPÖ-Fraktion: 3 Kaniak, Grubinger, Leeb-Dorfer 
   GRÜNE-Fraktion: 4  
      
Gegen den Antrag 3 Stimmen FPÖ-Fraktion: 3 Hemetsberger R., Hoyer, Schmuck 
 
Stimmenthaltungen 2 Stimmen SPÖ-Fraktion: 1 Mayrhofer 
   FPÖ-Fraktion: 1 Hemetsberger K. 
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4.  Ehrungen 
 
Bgm. Reiter: 
Vorschlag ausgeschiedene Gemeindemandatare: 
 
Katamay Isolde           Stufe III, Bronze 
Geissler Christian          Stufe III, Bronze 
Distler Andreas           Stufe II, Silber 
Dipl.-Ing. Gotschy-Russ Irene     Stufe I, Gold 
Vogel Wolfgang           Stufe I, Gold 
Weichselbaumer Mario        Stufe I, Gold 
Franz Günther Andorfer       Stufe II, Silber 
Eicher Stefanie           Stufe III, Bronze    
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorgeschlagenen Ehrungen zu beschließen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
5.  Verein „L(i)ebenswertes Seewalchen“ 
  Mitgliedschaft der Marktgemeinde Seewalchen 
 
Bgm. Reiter: 
Der Verein für Dorfentwicklung „L(i)ebenswertes Seewalchen“ hat die Marktgemeinde Seewalchen 
ersucht, dem Verein als Mitglied beizutreten. Jährlicher Mitgliedsbeitrag € 24,-. 
Dies wäre nicht nur aus ideellen Gründen sinnvoll, sondern auch aus fördertechnischen Gründen 
(Zuschüsse der Gemeinde als Mitglied werden anders beurteilt). 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

dem Verein für Dorfentwicklung „L(i)ebenswertes Seewalchen“ als Mitglied beizutreten 
 
GR. Kaniak merkt an, dass er sich noch gut erinnern könne, er glaube es sei GV. Berger gewesen, 
der die Gemeinde aufgefordert habe eine Aufstellung zu machen bei welchen Vereinen die Gemeinde 
überhaupt Mitglied sei. Vereine wo die Gemeinde Mitglied war – man sei sogar bei der Gewerkschaft 
gewesen – dies habe damals Bürgermeister Limberger gemacht, habe man gar nicht gewusst. 
Mitglieder in Organisationen zu sein wo finanziell für die Gemeinde was herausschaue sei schon klar, 
aber bei diesen Vereinen sei es oft gewesen, dass die Gemeinde mehr bezahlt habe als 
herausgekommen sei. Es gehe nicht um die € 24,00 aber der nächste Tagespunkt sei wieder ein 
Verein und dabei gehe es um ein bisschen mehr. Er würde gerne wissen, bei wie vielen Vereinen die 
Gemeinde Mitglied sei. Dies wäre sehr interessant. 
 
GV. Berger fügt an, dass er glaube hier liege eine Verwechslung vor. Dies sei nicht er gewesen 
sondern Karl Födinger der sich damals sehr intensiv damit auseinandergesetzt habe. Grundsätzlich 
müsse man sich das natürlich anschauen. Er habe auch im Vorstand einige Bedenken gehabt, man 
müsse das noch prüfen, damit man dann nicht das Problem habe mit Förderungen und 
Doppelförderungen. Beim nächsten Punkt sei aber eine Mail vom Bürgermeister dabei gewesen, wo 
dies geklärt worden sei. Er glaube diese € 24,00 und die € 100,00 im nächsten Punkt sollten uns nicht 
umbringen. Grundsätzlich sei er der Meinung, dass man sich diese Dinge sehr genau anschauen 
müsse. 
 
GR. Hoyer merkt an, dass bei dieser Gelegenheit auch GR. Ursula Kölblinger erwähnt werden solle, 
der es gelungen sei das erste „größere“ Projekt umzusetzen – nämlich die Erneuerung der 
Rosenstiege. Daran werde derzeit im vollen Umfang gearbeitet. Die Firma Ploner habe als Best- und 
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Billigstbieter den Auftrag bekommen und so wie es derzeit ausschaue, werde die Stiege noch vor 
Weihnachten fertig werden. Hier solle man GR. Ursula Kölblinger für die Initiative im Verein danken. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
6.  Verein „Pfahlbau am Attersee“ 
  Mitgliedschaft der Marktgemeinde Seewalchen 
 
Bgm. Reiter: 
Der Verein für Dorfentwicklung „L(i)ebenswertes Seewalchen“ hat die Marktgemeinde Seewalchen 
ersucht, dem Verein als Mitglied beizutreten. Jährlicher Mitgliedsbeitrag € 24,-. 
Dies wäre nicht nur aus ideellen Gründen sinnvoll, sondern auch aus fördertechnischen Gründen 
(Zuschüsse der Gemeinde als Mitglied werden anders beurteilt). 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

dem Verein für Dorfentwicklung „L(i)ebenswertes Seewalchen“ als Mitglied beizutreten 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
7.  Übertragung Beschlussrecht 

Übertragungsverordnung an Ausschüsse gem. §  44 Abs. 2 Oö. Gemeindeordnung 
 
Bgm. Reiter: 
In der vergangenen Legislaturperiode war das Beschlussrecht des Gemeinderates in 
Angelegenheiten der Kulturförderung (VA: 1/381/757) an den Kulturausschuss und in 
Angelegenheiten des Sozialfonds (VA: 1/429/729) an den Sozialausschuss übertragen. 
Weiters muss das Beschlussrecht über die Rücklage (Sparbuch) des Sozialausschusses beschlossen 
werden.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes das Beschlussrecht des 
Gemeinderates in Angelegenheiten der Kulturförderung (VA: 1/381/757) an den 
Kulturausschuss und in Angelegenheiten des Sozialfonds (VA: 1/429/729) sowie der 
Rücklage auf dem Sparbuch AT614283064058497000 an den Sozialausschuss zu übertragen 
und die vorliegenden Verordnungen zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
8.  Grundverkauf 

Verkauf eines Teiles des Grst.Nr. 2121/4, KG Seewalchen an die Wassergenossenschaft 
Seewalchen; Abschluss Kaufvertrag 

 
Bgm. Reiter: 
Der Gemeinderat hat am 16.4.2015 dem Verkauf des gegenständlichen Grundstückteils zugestimmt. 
Nunmehr wurde der Kaufvertrag erstellt. Dieser Kaufvertrag bedarf des Beschlusses des 
Gemeinderates.     
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden Kaufvertrag zwischen der Marktgemeinde Seewalchen und der 
Wassergenossenschaft Seewalchen betreffend Verkauf eines Teiles des Grundstückes      
Nr. 2121/4, KG Seewalchen, im Ausmaß  von 292 m² zu beschließen 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
9.  Schülerfreifahrt    
  Beauftragung der Fa. Stern & Hafferl bezüglich Schülerfreifahrt im Gelegenheitsverkehr 
 
Bgm. Reiter: 
Am 9.10.2015 kam ein Mail des Finanzamtes Linz, in dem mitgeteilt wurde, dass das Finanzamt von 
der Fa. Stern & Hafferl informiert wurde, dass mit der kommenden Fahrplanumstellung am 
14.12.2015 möglicherweise Schüler keinen Schulbus mehr zur Verfügung haben könnten. 
In Fällen, in denen Schüler keine Linie zur Verfügung haben, kann auf Anforderung der Gemeinden 
ein Gelegenheitsverkehr eingerichtet werden. Sollte dies der Fall sein und von Ihnen die Anforderung 
zur Errichtung eines Gelegenheitsverkehrs gestellt werden, wird das Finanzamt eine Ausschreibung 
für den Transport der Schüler durchführen. 
Aufgrund des Zeitdruckes wurde am 13.10.2015 eine gemeinsame Besprechung mit den Gemeinden 
Schörfling und Lenzing 13.10.2015 um 09:00 Uhr angeboten.  
Nach dem Gespräch teilte Herr Wetzlmaier fom FA Linz mit, dass er mit Herrn Haas von Stern & 
Hafferl telefoniert habe und Ihn gefragt habe, wie die Touren (Busse) auf Gemeindeebene gestaltet 
sind. Herr Haas erklärte, dass die Fahrten aus Sicht der Gemeinden gemischt sind, sowohl Schüler 
als auch Schulorte,  so dass sich ein Fahrplan , aus dem sich echte Kosten pro Gemeinde errechnen 
lassen nicht darstellbar ist. 
Mögliche und einfach Abhilfe wäre hier, wenn die Beauftragung und damit der unten beschriebene 
Kostenersatz nicht mit allen drei sondern nur mit einer Gemeinde vereinbart werden könnte. 
Herr Wetzlmaier teilte weiters mit, dass sie im gemeinsamen Gespräch zum Schluss gekommen sind, 
dass der tatsächliche Bedarf für eine Ausschreibung für einen Gelegenheitsverkehr nicht kurzfristig 
und seriös ermittelt werden kann. Aus diesem Grund wurde in weiterer Folge die Möglichkeit eines 
Kostenersatz für das restliche Schuljahr 2015/16 und die Ausschreibung am Ende des 
Schuljahres/Beginn Sommerferien mit Wirksamwerden ab Schuljahr 2016/17  besprochen.  
Bei einem Kostenersatz kann die Gemeinde einen Verkehrsunternehmer beauftragen und sich die 
Kosten vom Finanzamt rückerstatten lassen. 
Zur Absicherung der Gemeinde um auch tatsächlich alle Kosten erstattet zu bekommen, wurde 
besprochen in die Beauftragung (Gemeinde -> Verkehrsunternehmen) folgenden Text aufzunehmen „ 
… es werden jene Kosten ersetzt, die auch bei einem Abschluss eines Vertrages zwischen dem 
Verkehrsunternehmen und dem FA Linz im Rahmen der SchülerInnenfreifahrten im 
Gelegenheitsverkehr ersetzt werden … “.  
 
Weitere Vorgehensweise: 
Aufgrund der vom beauftragten Verkehrsunternehmen gelieferten Schülerliste, erfolgt im laufenden 
Schuljahr vom FA Linz eine generelle Überprüfung der einzelnen Schüler ob diese tatsächlich 
berechtigt sind am Gelegenheitsverkehr teilzunehmen (Linie verfügbar?, 2 Km Fußweg?) oder nicht. 
Sollten wir SchülerInnen eruieren die nicht berechtigt scheinen am Gelegenheitsverkehr 
teilzunehmen, wird mit der entsprechenden Gemeinde ein gemeinsamer Termin vereinbart und diese 
Fälle im Einzelnen geklärt. Die anschließend abgestimmte Liste der berechtigten SchülerInnen ist 
Gegenstand der Ausschreibung für die SchülerInnenfreifahrten im Gelegenheitsverkehr ab dem 
Schuljahr 2016/17. 
Am 15.10.2015 fand eine Besprechung mit Vertretern der Firma Stern & Hafferl zusammen mit den 
Gemeinden Lenzing und Schörfling statt. 
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Dabei wurde vorab festgestellt, dass es aufgrund von bestehendem Gemeinderecht nicht möglich ist, 
dass eine Gemeinde Aufträge irgendwelcher Art für andere Gemeinden erteilen kann. 
Der Fa. Stern & Hafferl wurde mitgeteilt, dass eine Beauftragung von Leistungen nur nach Vorliegen 
entsprechender Unterlagen,  vor allem einer Schätzung der Kosten, erfolgen kann. Die erforderlichen 
Unterlagen wurden in einem Mail am 16.10.2015 von der Firma Stern & Hafferl eingefordert.  
Sollten alle angeforderten Unterlagen bzw. Informationen vorliegen, können die zuständigen Gremien 
der einzelnen Gemeinden die entsprechenden Aufträge erteilen.  
Mit Mails vom 17. Und 18. Nov. teilen Stern&Hafferl bzw. das Finanzamt Linz eine mögliche rasche 
und unbürokratische Vorgangsweise mit, die als Basis für eine Beschlussfassung dient und vom 
Finanzamt Linz anerkannt wird. Damit kann eine dringend notwendige Regelung für die 
Schülerfreifahrt festgelegt werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Firma Stern& Hafferl mit der Durch- bzw. Weiterführung der Schülerfreifahrt zu 
beauftragen, auf Basis der vorliegenden Punktation lt. Mail vom 17.11.15 und der 
Bestätigung und Empfehlung des Finanzamtes Linz lt. AW-Mail vom 18.11.15, 
insbesbesodnere betreffend Kostenvergütung.  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
10. Kindergartenfreifahrt 

Verlängerung des Vertrages betreffend Kindergartenkindertransport 
 
Bgm. Reiter: 
Für die Durchführung der Kindergartenfreifahrt 2015/16 wurde mit der Fa.Stern&Hafferl am 9.7.2015 
ein Vertrag abgeschlossen. 
Aufgrund der geänderten Rahmenbedingungen im Linienverkehr im Raum Attersee ist der Vertrag 
jedoch  bis zum 11.12.2015 befristet.  
Die Fa.Stern&Hafferl würde gerne den Kindergartentransport unverändert bis zum Ende des 
Kindergartenjahres 2015/2016 durchführen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den gegenständlichen Vertrag bis zum Ende des Kindergartenjahres 2015/2016 zu 
verlängern. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
11. Krabbelstube 

Neue Tarifordnung für die Krabbelstube Rosenau 
 
Bgm. Reiter: 
Die Betreuungstarife sind lt. Elternbeitragsverordnung des  Landes jährlich zu indizieren. 
Grundsätzlich richtet sich das Betreuungsentgelt (Elternbeitrag) nach dem Familienein-kommen der 
Eltern. Der Elternbeitrag für den Krabbelstubenbetrieb beträgt gem. § 7 der Tarifordnung 3,6% von 
der Berechnungsgrundlage für die Betreuungszeit bis maximal 30 Wochenstunden und 6 % bei 
darüberhinausgehender Inanspruchnahme. 
Zwei- und Dreitagestarife sind ausschließlich im Rahmen eines Platz-Sharing-Models möglich. Der 
Zweitagestarif beträgt 65% vom Fünftagestarif bis maximal 30 Wochenstunden, der Dreitagestarif 
beträgt 70% vom Fünftagestarif bis maximal 30 Wochenstunden. 
Die Mindest- u. Höchstbeiträge sind für das Betreuungsjahr 2015-2016 wie folgt festzusetzen: 
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      Neu      bisher 
 
Mindestbeitrag   €  49,-     €  48,- 
Höchstbeitrag €  263,-     € 259,- (bis 30-Wochenstunden) 
Höchstbeitrag €  328,-     € 323,- (über 30-Wochenstunden) 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes die vorliegende 
Tarifordnung für die Krabbelstube zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
12. Budget 

Straßenbaufinanzierung 2015 
 
Bgm. Reiter: 
Für den Straßenbau sind im Jahr 2015 inklusive Planungs- u. Bauleitung- u. sonst.Kosten € 350.000,- 
veranschlagt. Durch die Ausweitung der ursprgl. geplanten Straßenbauarbeiten um den Bründlweg 
sind gegenüber dem Budget Mehrkosten in Höhe von € 70.000,- zu erwarten. Diese Mehrkosten 
sollen durch eine erhöhte Entnahme aus der ÖKK – Rücklage von € 35.000,- sowie zusätzlichen 
Eigenmitteln in Höhe von € 35.000,- bedeckt werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes vom 17.9.2015 den 
vorliegenden Finanzierungsplan zu beschließen. 

 
GR. Hoyer möchte wissen, wieviel in der ÖKK-Rücklage noch vorhanden sei. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass man dies am Dienstag genau wisse. Momentan könne er das nicht 
sagen. Er glaube schon, dass es noch ein 6-stelliger Betrag sei. 
 
GV. Hauschildt-Buschberger merkt an, dass man betreffend des Straßenbaubudget 2015 in der 
Fraktionssitzung eingehend diskutiert habe und dabei festgestellt habe, dass zwar dieser Kostenplan 
da drinnen sei aber die endgültige Abrechnung – von den durchgeführten Straßenprojekten - sei ja 
noch nicht vorhanden. Als damals der Bründlweg dazugenommen worden sei – dieser war ja 
ursprünglich im Plan nicht vorgesehen – sei die GRÜNE-Fraktion ja noch nicht im Gemeindevorstand 
gewesen. Dies sei sicher ein notwendiges Projekt gewesen, keine Frage, denn die Situation für die 
Bewohner/innen sei sicherlich nicht tragbar gewesen. Man komme aber jetzt wieder in die Situation, 
dass das Straßenbaubudget massiv überschritten werde. Hier werden bzgl. Unterbaukosten sicher 
einige Überraschungen kommen. Sie glaube, dies sei keiner Klärung zugeführt worden. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass die Unterbaukosten ausgeschrieben gewesen seien. 
 
GV. Hauschildt-Buschberger entgegnet, dass dies nicht ausgeschrieben war. Es sei aber egal, dies 
sehe man dann im Rechnungsabschluss. Was sie aber sagen wolle sei, dass dies gemacht werden 
musste und auch notwendig gewesen sei aber man sehe das so, dass der Bründlweg ein 
vorgezogenes Projekt gewesen sei, der sowieso auf der Agenda gestanden wäre aber halt nicht 
2015. Der Zugang der GRÜNEN-Fraktion sei der, dass diese Kosten vom Straßenbaubudget 2016 
auszunehmen seien. Man habe sich ja selber auferlegt wie hoch das Straßenbaubudget sei und jedes 
Jahr werde dies überschritten. Entweder es gebe eine Willenserklärung des Gemeinderates dass dies 
erhöht werde – dann brauche man nicht jedes Jahr wieder darüber diskutieren. Man habe die 
Erfahrung vor einigen Jahren schmerzhaft gemacht, als man den Sollüberschuss auch zugeführt 
habe in den restlichen Teil der Sachsenstraße.  
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Der Bürgermeister fragt nach, ob man die € 70.000,00 Mehrkosten ins Budget 2016 nehmen solle? 
 
GV. Hauschildt-Buschberger antwortet, nein die müsse man dort reduzieren. 
 
Der Bürgermeister fügt an, er sei kein richtiger Betonierer aber im Straßenbau sei er doch der 
Meinung dass man mit unserem Straßennetz etwas tun müsse. 
 
GV. Hauschildt-Buschberger antwortet, dann müsse man eine Willenserklärung abgeben dass man 
es erhöhe. Darüber habe man ja schon öfter gesprochen. 
 
Der Bürgermeister merkt an, man habe eigentlich einen mittelfristigen Straßenbaufinanzierungsplan 
dass man in den nächsten Jahren – solange die Finanzierung beim Land läuft und in der Hoffnung 
dass diese auch halte was die Landeszuschüsse betreffe – jährlich € 300.000,00 brauche.  
 
GV. Hauschildt-Buschberger fügt an, dass es jetzt € 420.000,00 seien. 
 
GR. Gierlinger fügt hinzu, dass dies ja Rücklagen seien die man angreife. Diese seien ja für einen 
Zweck vorhanden und nicht nur für den Straßenbau. Hier sei jetzt die Frage, wenn man dort immer 
etwas wegnehme um den Straßenbau zu finanzieren und man brauche etwas kurzfristig, dann müsse 
man dies mit den Rücklagen aus dem Straßenbaubudget wieder auffüllen wenn einmal weniger sei. 
Man müsse dann vielleicht das Budget fürs nächste Jahr um dies weniger planen und wieder 
Rücklagen anstellen. Außer diese Rücklagen seien für den Straßenbau. Dies glaube er aber nicht. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass die ÖKK-Rücklage eine Rücklage sei, die frei zur Verfügung stehe. 
Man nehme diese immer wieder für Zwischenfinanzierungen. Diese werden dann natürlich immer 
wieder rückgeführt sobald die Landesmittel einlangen. Die ROG-Rücklage sei zweckgebunden für 
Straße und Kanal. Die Zukunftsrücklage sei nicht näher definiert. Für die Zukunftsvorsorge sei 
ursprünglich eine Schulbaurücklage angelegt. Man habe dies aber dann sehr allgemein gehalten, 
damit man – wenn etwas ganz notwendig sei – Zugriff habe. Grundsätzlich sei er als Finanzreferent 
100% bei der Meinung, aber angesichts der vorliegenden Budgetzahlen, vor allem im Hinblick auf den 
mittelfristigen Finanzplan werde man sich solchen Themen ganz intensiv widmen müssen. Jetzt im 
Vorfeld eine Überschreitung von 2015, das Budget im nächsten Jahr automatisch zu kürzen sei nicht 
seine Zukunft. 
 
GR. Hoyer fügt hinzu, dass er auf der Tagesordnung Budget – Straßenbaufinanzierung 2015 gelesen 
habe. Dies habe aus seiner Sicht – noch dazu als Obmann des Infrastrukturausschusses, welcher für 
das Straßenbauprogramm 2016 zuständig sei – überhaupt nichts mit dem Straßenbauprogramm 
2015 zu tun. Wenn er seine Liste für 2016 anschaue, dann habe man es hier mit Bauvorhaben zu tun, 
wo man derzeit den Reihungsplatz 12 aus der Befahrung 2013 zu behandeln und 2014 und 2015 
immer noch alles Straßenbauprogrammentwürfe seien aus dem Jahr 2013.  
Er glaube, man solle an dem Straßenbauprogramm 2016 mit € 300.000,00 in keiner wie immer 
geartete Weise rütteln. Man solle lieber schauen, wo man hier noch was dazu bekomme, weil sonst 
das Straßenprogramm zum Scheitern verurteilt sei. Heute sei auf der Tagesordnung 2015 und daher 
solle man über die Finanzierung sprechen und dass diese aus Rücklagen finanziert werde, sei eine 
ganz normale Sache wie zig andere auch. Man sei sehr dafür, dies aus den Rücklagen zu 
finanzieren. 
 
GV. Hemetsberger R. fügt an, wer die Situation im Bründlweg nicht gekannt habe dem müsse man 
sagen, dass die Bewohner mit Gummistiefel zum Auto gegangen seien. Dies sei notwendig gewesen, 
denn dort habe man schon jahrelang gewartet. Dies sei eine Säumigkeit gewesen und dies jetzt mit 
dem Zukunftsbudget im Straßenbau zu verbieten sei nicht korrekt. Herr GV. Berger habe diese 
Situation auch in seinem Sinne erkannt.  
 
GV. Hauschildt-Buschberger fügt hinzu, dass sie nie bestritten habe dass dies notwendig sei. 
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GV. Hemetsberger R. antwortert, das die Notwendigkeit die Bürger nicht im Regen stehen zu lassen 
die Folge habe, dass man Geld in die Hand nehmen müsse und dies finanzieren. Man könne dann 
nicht sagen man ziehe das jetzt ab weil man etwas Anstehendes das die Leute schon länger wollen 
nicht mache und diese im Regen stehen lasse. Er sei für die Bürgerbeteiligung und diese hätten 
massiv beim Bürgermeister und auch im Bauausschuss gebeten endlich tätig zu werden und dies in 
Angriff zu nehmen. Im sei um das Geld nicht leid. Er sei froh, dass die Bürger/innen dort endlich 
einmal Einlaufschächte haben und eine asphaltierte Straße. Es sei ja ohnehin nicht zur Gänze 
asphaltiert worden sondern nur das Notwendigste. 
 
GV. Berger merkt an, dass er nicht im Sinne von GV. Hemetsberger erkannt habe, sondern im Sinne 
der Bürger das dort eine Notwendigkeit sei. Man habe dann gemeinsam versucht eine Lösung zu 
finden. Er sei dazugekommen, weil man der WG Seewalchen ein Fehlverhalten andivieren wollte. 
Dabei sei man draufgekommen, dass der Unterbau dort nicht in Ordnung gewesen sei. Dies sei 
mittlerweile auf Kosten der damals ausführenden Firma ausgetauscht worden. Jetzt gebe es dort eine 
vernünftige Lösung zu der er 100% stehe.  
Aus diesem Grunde werde man dem heutigen Tagesordnungspunkt zustimmen. Wie der Umgang mit 
dem Straßenbaubudget 2016 weitergehe, da habe man nächste Woche eine Sitzung „Arbeitskreis 
Finanzen“ in der diese Punkte diskutiert werden. Mit Jahresanfang seien in der ÖKK-Rücklage 2 € 
321.000,00 und der Rücklage 1 € 157.000,00 zur Verfügung.  
Dies zum Thema – dies seien die Zahlen welche heute jede Fraktion zur Verfügung bekommen habe. 
Wie richtig oder falsch diese seien, traue er sich nicht zu sagen. 
 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass er hoffe dass die Zahlen stimmen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
   SPÖ-Fraktion: 7  
   FPÖ-Fraktion: 7  
      
Gegen den Antrag 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  
 
 
 
 
13. Geschäftsordnung 

Erlassen einer Geschäftsordnung für die Kollegialorgane der Marktgemeinde Seewalchen mit 
Ausnahme des Prüfungsausschusses 

 
Bgm. Reiter: 
Auf Grund der Novellierung der OÖ.Gemeindeordnung ist eine neue Geschäftsordnung für 
Kollegialorgane erforderlich. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Verordnung, mit der eine Geschäftsordnung für Kollegialorgane der Marktgemeinde 
erlassen wird, zu beschließen 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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14. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung betreffend die Umwidmung einer Teilfläche der Grundstücke Nr. 79 
und 81/1, beide KG. Litzlberg  von Grünland in Bauland „Wohngebiet“ (Bereich Buchberg) 

 
PA-Obmann GR. Ing. Mayrhofer: 
Frau Gertrude Löschenberger wh. 4863 Seewalchen a.A., Buchberg 12 hat mit Eingabe vom 
03.08.2015 die Umwidmung eines Teilbereiches der Grundstücke Nr. 79 und 81/1, beide KG. 
Litzlberg von derzeit Grünland in Bauland „Wohngebiet“ beantragt. 
 
Das beantragte Teilgrundstück liegt in der Ortschaft Buchberg und wird im Norden und Westen von 
bereits gewidmetem und bebautem Dorfgebiet umgeben. 
 
Von Seiten der Ortsplanung ist keine Änderung des ÖEK erforderlich. Die gesamte techn. 
Infrastruktur ist über den Bestand gegeben. 
 
Von Seiten der Ortsplanung besteht gegen die beantragte Umwidmung kein Einwand, da es hierbei 
um eine Abrundung eines bestehenden Siedlungskörpers handelt.  
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der mehrheitlichen Empfehlung des Planungsausschusses sowie der 
Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 21.09.2015, das Verfahren 
auf Änderung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes, einzuleiten. Vor 
Beschlussfassung ist mit der Umwidmungswerberin eine Infrastrukturkosten-vereinbarung 
(Kanal) abzuschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
15. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung Nr. 89 

Beschlussfassung betreffend die Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 2753/2, KG. 
Litzlberg von Grünland „Land- u. Forstwirtschaft, Ödland“  in Bauland „Dorfgebiet“ 
(Grundsatzbeschlussfassung vom 16.04.2015) 

 
PA-Obmann GR. Ing. Mayrhofer: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren wird seitens der Abt. Raumordnung der Oö. Landesregierung 
mit Schreiben vom 27.08.2015 mitgeteilt, dass die geplante Änderung im südwestlichen Randbereich 
des dörflichen Weilers Staudach am Nordrand des Gemeindegebietes, betroffen ist ein Teilbereich 
des Grundstückes  Nr. 2753/2, KG. Litzlberg, ohne grundsätzlichen Einwand zur Kenntnis genommen 
wird.  
 
Seitens der Abt. Naturschutz der Oö. Landesregierung wird gegen die geplante Änderung mit 
Schreiben vom 10.08.2015 kein Einwand erhoben. Weitere Stellungnahmen sind  nicht eingelangt.  
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses die Änderung Nr. 89 
des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004  entsprechend den Planunterlagen des Ortsplaners 
Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 13.05.2015 zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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16. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung Nr. 91 

Beschlussfassung betreffend die Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 3198/1, KG. 
Seewalchen  von Grünland „Land- u. Forstwirtschaft, Ödland“  in Bauland „Dorfgebiet“ 
(Grundsatzbeschlussfassung vom 09.07.2015) 
 

PA-Obmann GR. Ing. Mayrhofer: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren wird seitens der Abt. Raumordnung der Oö. Landesregierung 
mit Schreiben vom 28.08.2015 mitgeteilt, dass die geplante Änderung (geringfügige 
Dorfgebietserweiterung) in Neubrunn, betroffen ist ein Teilbereich des Grundstückes  Nr. 3198/1, KG. 
Seewalchen, ohne grundsätzlichen Einwand zur Kenntnis genommen wird.  
 
Seitens der Abt. Naturschutz der Oö. Landesregierung wird gegen die geplante Änderung mit 
Schreiben vom 10.08.2015 kein Einwand erhoben. Weitere Stellungnahmen sind  nicht eingelangt.  
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der mehrheitlichen Empfehlung des Planungsausschusses die Änderung Nr. 91 
des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004  entsprechend den Planunterlagen des Ortsplaners 
Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 28.07.2015 zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
17. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf Siedlung“; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung   betreffend die Änderung im Bereich der Grundstücke Nr. 1421/3 
und 1420/2, beide KG. Seewalchen 
 

PA-Obmann GR. Ing. Mayrhofer: 
Herr Hubert Liftinger, wh. 4863 Muldenstraße 25 hat mit Eingabe vom 15.07.2015 um Änderung des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ betreffend die Grundstücke Nr. 1421/3 
und 1420/2, beide KG. Seewalchen, angesucht.  
 
Der Wunsch  wird dahingehend begründet, dass aufgrund der bevorstehenden Übergabe des best. 
Wohnhauses an den Sohn beabsichtigt ist, einen ebenerdigen (behindertengerechten) Zubau in 
einem Ausmaß von rund 80 m² sowie ein Carport mit Gerätehütte zu errichten.   
 
Von Seiten der Ortsplanung wird festgestellt, dass nichts gegen die geplante Erweiterung der 
bebaubaren Fläche in östlicher Richtung spricht, da bei der Erstellung des Bebauungsplanes die 
Grundstücke mit sehr kleinen rund 14 m/ 16 m großen bebaubaren Flächen ausgewiesen wurden.  
Des weitern wurde in der Stellungnahme des Ortsplaners abermals eine Überarbeitung des gesamten 
Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ angeregt, da auf Grund des Alters  des 
Bebauungsplanes dieser nicht mehr den Anforderungen eines zeitgemäßen Bebauungsplanes bzw. 
Bebauung entspricht. 
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses das Verfahren auf 
Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ auf Grund der 
Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 31.07.2015  einzuleiten.  

 
GR. Leeb-Dorfer nimmt ihre Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung teil.  
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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18. Bebauungsplan Nr. 35 „Seewalchen Seeufer“; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung   betreffend die Änderung im Bereich des Grundstückes Nr. 2017/3, 
KG. Seewalchen 
 

PA-Obmann GR. Ing. Mayrhofer: 
Herr Dr. Günter Egger, wh. 1050 Wien, Margaretengürtel 72 hat mit Eingabe vom 09.09..2015 um 
Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 35 „Seewalchen Seeufer“ betreffend das 
Grundstück Nr. 2016/3, KG. Seewalchen, angesucht.  
Der Wunsch  wird dahingehend begründet, dass das bestehende Garagengebäude abgebrochen und 
durch ein Kleinwohnhaus ersetzt werden soll.  
Von Seiten der Ortsplanung wird festgestellt, dass aufgrund der Stellungnahme vom 15.11.2001 und 
den tatsächlichen Gegebenheiten die beantragte Änderung nicht durchgeführt werden soll, da auch 
der villenartige Charakter der Umgebung  mit den großen Gärten erhalten bleiben soll.  
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses das Verfahren auf 
Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 35 „Seewalchen Seeufer“ auf Grund der 
Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 21.10.2015,  nicht 
einzuleiten.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
19. Bebauungsplan Nr. 39 „Zentrum“; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung   betreffend die Änderung im Bereich des Grundstückes Nr. 2033/3 
sowie Baufläche Nr. 97, beide KG. Seewalchen 
 

PA-Obmann GR. Ing. Mayrhofer: 
Herr Dr. Herbert Pejcha, wh. 1220 Wien, Kanalsstr. 4/21 hat mit Eingabe vom 03.09..2015 um 
Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 39 „Zentrum“ betreffend das Grundstück           
Nr. 2033/3 samt Baufläche 97, beide KG. Seewalchen, angesucht.  
Der Wunsch  wird mit einer Änderung der Hauptfirstrichtung und einer Vergrößerung der bebaubaren 
Fläche auf dem Bauplatz mit der Ordnungsnummer 10 für einen Zubau eines Stiegenhauses, eines 
Wintergartens und einer Kellerflächenvergrößerung beim best. Objekt begründet.  
Von Seiten der Ortsplanung wird festgestellt, dass aus ortsplanerischer Sicht die geplante Änderung 
des Bebauungsplanes unter Einhaltung der Richtlinien durchgeführt werden kann.  
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der mehrheitlichen Empfehlung des Planungsausschusses das Verfahren auf 
Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 39 „Zentrum“ auf Grund der 
Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 21.10.2015,  einzuleiten.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
20. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf Siedlung“; Änderung Nr. 42 

Beschlussfassung  betreffend die Änderung im Bereich des  Grundstückes  Nr. 1733/6, KG. 
Seewalchen  (Grundsatzbeschluss vom 09.07.2015) 
 

PA-Obmann GR. Ing. Mayrhofer: 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Raumordnung wurde mit Schreiben vom 27.08.2015 
mitgeteilt, dass durch die Planänderung überörtliche Interessen  im besonderen Maß nicht berührt 
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werden und daher eine Vorlage zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung gemäß § 34 Oö. ROG 1994 
nicht erforderlich ist. Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses die Änderung  
Nr. 42 des  Bebauungsplanes  Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ des Arch. Dipl. Ing. Erich 
Deinhammer, Eferding vom 05.08.2015 zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
21. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf Siedlung“; Änderung Nr. 43 

Beschlussfassung  betreffend die Änderung im Bereich der  Grundstücke  Nr. 1470/2 und 
1470/3, beide KG. Seewalchen  (Grundsatzbeschluss vom 09.07.2015) 
 

PA-Obmann GR. Ing. Mayrhofer: 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Raumordnung wurde mit Schreiben vom 29.10.2015 
mitgeteilt, dass durch die Planänderung überörtliche Interessen  im besonderen Maß nicht berührt 
werden und daher eine Vorlage zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung gemäß § 34 Oö. ROG 1994 
nicht erforderlich ist. Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses die Änderung  
Nr. 43 des  Bebauungsplanes  Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ des Arch. Dipl. Ing. Erich 
Deinhammer, Eferding vom 26.08.2015 zu beschließen.  

 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
22. Infrastrukturkostenvereinbarung 

Antrag auf Änderung der Infrastrukturkostenvereinbarung vom 09.07.2015  im Bezug auf die 
Verlegung des Wendehammers betreffend die Grundstücke Nr. 1365/5 und 1365/1, beide KG. 
Seewalchen 
 

PA-Obmann GR. Ing. Mayrhofer: 
Herr/Frau Gerhard und Angela Nöhmer, wh. Schörfling a.A., Agerstraße 30 haben mit Eingabe vom 
27.10.2015 (eingelangt bei der Behörde am 02.11.2015) um Änderung der in der 
Gemeinderatssitzung vom 9.7.2015 beschlossenen Infrastrukturkostenvereinbarung betreffend die 
Flächenwidmungsplanänderung Nr. 84 samt ÖEK-Änderung Nr. 28 angesucht.  
Dabei soll der in der og. Vereinbarung beschlossene Wendehammer zwischen den beiden 
Baugrundstücken Nr. 1365/4 und 1365/5, beide KG. Seewalchen in südliche Richtung zwischen den 
Baugrundstück Nr. 1365/5, KG. Seewalchen und dem Grünlandgrundstück Nr. 1365/1, KG.. 
Seewalchen  verlegt werden. Lt. tel. Auskunft von Herrn DI. Hans Irrgeher vom 13.11.2015  wurden 
die Infrastrukturkosten bis zur Widmungsgrenze (Ausscheidung öffetnl. Gut von 5 m) berechnet. Bei 
einer Verlegung des Wendehammers ist daher mit entsprechenden Mehrkosten (Unterbau, Asphalt) 
zu rechnen. Die Familie Gerhard und Angela Nöhmer ist derzeit noch nicht grundbücherlicher 
Eigentümer der betroffenen Liegenschaften. 
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der mehrheitlichen Empfehlung des Planungsausschusses dem Ansuchen der 
Familie Gerhard und Angela Nöhmer vom 27.10.2015 auf Änderung der 
Infrastrukturkostenvereinbarung betreffend die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 84 samt 
ÖEK-Änderung Nr. 28  im Bezug auf die Verlegung des Wendehammers nach Durchführung 
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der Änderung der grundbücherlichen Eigentumsverhältnisse stattzugeben. Die Mehrkosten 
für die Verlegung des Wendehammers sind von der Familie Nöhmer zu tragen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
23. Infrastrukturkostenvereinbarung 

Abschluss einer Vereinbarung mit dem Grundeigentümer betreffend die Umwidmung des 
Grundstückes Nr. 1320, KG. Seewalchen 
 

PA-Obmann GR. Ing. Mayrhofer: 
In der Gemeinderatssitzung am 16.04.2015 wurde der einstimmige Beschluss gefasst, bei künftigen 
Flächenwidmungsplanänderungen (Umwidmungen), bei welchen die technische Infrastruktur 
(Ableitung von Schmutz- und Regenwässern, Errichtung von Verkehrsflächen wie Straßen, öffentl. 
Parkplätze, Umkehrflächen, Gehsteige sowie die Errichtung von Straßenbeleuchtungen)  nicht oder 
nur teilweise  vorhanden sind, mit den jeweiligen Umwidmungswerbern 
Infrastrukturkostenvereinbarungen (laut Mustervertrag des Gemeindebundes) auf Grundlage des 
Amtsvortrages des Amtsleiters, abzuschließen. 
Somit wäre als Voraussetzung für die beantragte Flächenwidmungsplanänderung Nr. 90, ÖEK – 
Änderung Nr. 30 mit Herrn Karl Kemptner, Steindorf 28, 4863 Seewalchen am Attersee  als 
Nutzungsinteressenten (Grundeigentümer)  an dem Grundstück Nr. 1320,  
KG. Seewalchen, eine Infrastrukturkosten-Vereinbarung gemäß § 16 Abs. 1 Z. 1 Oö. 
Raumordnungsgesetz 1994 idgF. abzuschließen.  
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses als Voraussetzung für 
die beantragte Flächenwidmungsplanänderung Nr. 90, ÖEK – Änderung Nr. 30 mit Herrn Karl 
Kemptner, Steindorf 28, 4863 Seewalchen am Attersee  als Nutzungsinteressenten 
(Grundeigentümer)  an dem Grundstück Nr. 1320, KG. Seewalchen, die vorliegende 
Infrastrukturkosten-Vereinbarung vom 26.11.2015, gemäß § 16 Abs. 1 Z. 1 Oö. 
Raumordnungsgesetz 1994 idgF. abzuschließen.  

 
GR. Gierlinger merkt an, dass bzgl. der Punkte 23 – 26 dies bedeuten würde - soweit dies in der 
GRÜNEN Fraktion besprochen worden sei – dass durch die Aufschließung dieses Grundstückes das 
auch bedeute, dass man in weiterer Folge auch die gegenüberliegende Grünfläche aufschließen 
müsse. Sonst würde ja die Gemeinde auf den Infrastrukturkosten für dieses andere Grundstück sitzen 
bleiben. Die Gemeinde müsse, bis die Eigentümer eine Umwidmung beantragen in Vorleistung 
gehen. Dies sei ja doch eine lange Straße für die ganzen Grundstücke und hier stelle sich – aufgrund 
des Baulandüberhanges – die Frage, ob man hier Grünland umwidmen solle und auf den 
Infrastrukturkosten sitzen bleiben bzw. auf unbestimmte Zeit in Vorleistung gehen wolle. Deswegen 
werde man für die 4 Punkte mit Nein abstimmen, außer es gebe Argumente. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass GR. Gierlinger den Sachverhalt richtig dargestellt habe. Die 
Konsequenz in Richtung Abstimmung sei natürlich jedem selbst überlassen.  
 
GR. Gierlinger fügt hinzu, dass man eher Grundstücke umwidmen solle die schon aufgeschlossen 
seien und an einer Straße liegen. Man solle überhaupt eine Diskussion führen, denn der 
Baulandüberhang entstehe, weil die Leute nicht verkaufen. Die Frage sei, gebe es keine Möglichkeit 
etwas rückzuwidmen und sobald verkauft werde müsse man neuerlich einen Antrag stellen. Dann 
sage man dies war schon einmal in Planung, jetzt werde verkauft und man schaue ob man Bedarf 
habe. Er kenne die rechtliche Lage nicht genau aber dies wäre ein Diskussionsthema. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass GR. Gierlinger grundsätzlich Recht habe. Solche 
infrastrukturstrategische Überlegungen werden im nächsten Jahr sehr wichtig sobald mit der 
Überarbeitung des Flächenwidmungsplanes begonnen wird. Natürlich werde man den Bestand 
durchforsten müssen ob noch irgendwo größere Flächen gewidmet und nicht bebaut seien. Sei 
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bereits eine Infrastruktur vorhanden, oder nicht. Und wo könne man sinnvoll – und für die Gemeinde 
kostengünstig – da die Infrastrukturkosten ja jetzt vom Konsenswerber zu tragen seien, neu widmen. 
Diese werde eine sehr große Überlegungs- und Planungsarbeit die da bevor stehe. Wenn eine 
Fläche mit mehreren 1000 m² - für ca. 4-5 Parzellen – zur Umwidmung anstehe, aber nur einseitig 
eine Bebauung möglich sei, da die Straße nicht in der Mitte durchgehe sondern am Rande liege, 
dann sei es so, dass die Gemeinde in Vorleistung trete. Es sei ja kein Muss, denn man könne auch 
sagen man widme nicht um weil der 2.Teil der Infrastrukturkosten zu hoch sei. Aber man müsse so 
lange vorfinanzieren bis der Zweite sage: „Aha wenn da gewidmet sei…..“ Rein von der objektiven 
Betrachtung her sei das gegenüberliegende Feld durchaus auch Bauland. Aber bis dieser 
Grundeigentümer dann sage er widme auch um das könne Jahre dauern. Im Hintergrund sei es so, 
dass man abwägen müsse, solle man widmen oder nicht. In diesem Fall habe man sich für die 
Widmung ausgesprochen weil die Grundstücke speziell in Steindorf-Dorf in der Regel noch 
preisgünstig am Markt seien als in Gebieten in denen die Grundstücke schon durchaus 3-stellig  
seien. Im Sinne von leistbaren Baugründen sei es für die Gemeinde am besten gewesen dies jetzt zu 
widmen, da der Preis für die Käufer sicher vertretbar sei. 
 
GR. Gierlinger fügt hinzu, dass man vielleicht die Überarbeitung des Flächenwidmungsplanes 
abwarten solle. Denn so schaffe man jetzt zum Flächenwidmungsplan eine klare Agenda. 
 
GR. Hoyer merkt an, dass man froh sein solle die Möglichkeit zu haben 
Infrastrukturkostenvereinbarungen abzuschließen. AL. Schmidt habe sich sehr bemüht eine 
anständige Vereinbarung zustande zu bringen und man solle froh sein diese einheben bzw. die 
Vereinbarung abschließen zu können. Bei all diesen Vereinbarungen solle man nicht vergessen, dass 
man auch die Niederschlagswasserbeseitigung eingehe, weil dies werde sonst ein irres Problem bzw. 
kann ein unheimliches Problem werden. Hier müsse man noch etwas einbauen, damit dies 
berücksichtigt werde. 
 
Er wolle allen die jetzt neu im Gemeinderat sitzen darüber informieren, dass Baulandüberhang ein 
Wort sei das zwar stimme aber nur am Papier existiere. In der Praxis sei es so, dass wenn Leute 
kommen – es kommen sehr viele, Seewalchener aber auch Auswärtige – und nach Baugründe fragen 
dann könne man nur sagen man habe keinen Baugrund. Unser Problem sei mit der Verfügbarkeit des 
Baulandes. Man habe viele Parzellen die gewidmet seien, – dies sehe man im nächsten Jahr beim 
Flächenwidmungsplan – da kommen zig ha zusammen welche gewidmet seien aber nicht bebaut und 
deshalb auch nicht verfügbar seien. Wenn man keine weiteren Baugründe schaffe, dann werden 
unsere Bürger in andere Gemeinden gehen. Dies sei Faktum, wenn jemand keinen Baugrund 
bekomme dann gehe man eben nach Vöcklabruck, Schörfling, Gampern, Lenzing, usw…Wenn man 
ein gewidmetes Grundstück rückwidmet müsse man Entschädigung bezahlen. Dies sei noch teurer 
als eine Hälfte Infrastrukturkostenbeitrag. Man müsse das immer von 2 Seiten sehen. Beim 
Flächenwidmungsplan im nächsten Jahr werde man sich sicher überlegen wo man noch Baugrund 
schaffen könne, wo könne man unsere Ortschaften noch entwickeln, damit unsere Bürger nicht 
auswandern müssen. Er habe es am eigenen Leib erfahren. Sein Sohn habe 2 Jahre nach einem 
Grund in Seewalchen gesucht und keinen gefunden. Nun habe er in Gampern gebaut und wenn man 
das wolle dann könne man das so machen. Dieser Infrastrukturkostenbeitrag sei jetzt was Neues und 
da bekomme man das erste Mal überhaupt Geld vom Umwidmungswerber. Bis jetzt habe die 
Gemeinde 100% bezahlt, egal ob einseitig oder zweiseitig bebaut worden sei. Natürlich könne man 
die Gegenüberliegenden nicht zwingen auch umzuwidmen – dieses Recht habe die Gemeinde nicht – 
aber man könne dem jetzigen Umwidmungswerber nicht die 100% der gesamten Straße aufdividieren 
und nächstes Jahr komme dann der gegenüberliegende Grundeigentümer und müsse dann nichts 
mehr bezahlen. Dies sei das Ungerechteste was es gebe. Es werde aber immer wieder solche 
Situationen geben in denen nicht alle Beteiligten umwidmen wollen.  
 
GR. Vogel fügt hinzu, dass er es sehr interessant finde, dass man die Rückwidmung der Baugründe 
bei den Ärztekammergründen gemacht habe. Die Wiederwidmung sei nicht immer ganz einfach und 
ob dies dann auch sinnvoll sei, sei eine andere Frage. Die Geschichte dass man etwas rückwidmet 
und dann wieder widmet, die Hoffnung sollte man keinem machen wo ein Grund rückgewidmet 
wurde. Man habe darüber ja lange diskutiert. 
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GV. Hemetsberger R. merkt an, dass es in dieser Sache konkret in Steindorf geht. Da habe es bereits 
Vorverhandlungen gegeben und die Grundstücke seien bereits verkauft. Hier gehe es um den Preis. 
Die Grundstücke werden zwischen € 60,00 und € 80,00 angeboten. Und ein Baulandüberschuss 
bringe nichts wenn sich das Grundstück in Buchberg befinde, der Baugrund koste dort € 250,00 und 
kein Arbeiter könne sich dort jemals ein Haus bauen.  
Folgedessen brauche man Grundstück wo sich ein Durchschnittsarbeiter oder Angestellter ein Haus 
bauen kann. Dies sei der tiefere Sinn und diese Baugründe seien bereits vergeben. Hier bekomme 
man wieder neue Bürger her und da kommen auch wieder Einnahmen durch den 
Bundesfinanzausgleich. Man dürfe nicht nur die Ausgaben sehen, sondern man müsse auch die 
hereinkommen Gelder durch die ständige Erweiterung und Einwohnerzahlerhöhung bedenken. Dies 
befruchte ja auch die Gemeinde mit ca. € 800,00 – 900,00 pro Person im Jahr durch den 
Bundesfinanzausgleich.  
Man dürfe das nicht nur negativ sondern muss es auch positiv sehen. Wie auch AL. Schmidt gesagt 
habe, kenne er auch Familien die sich in Gampern angesiedelt haben, weil in Seewalchen einfach 
kein Bauland zu einem vernünftigen Preis vorhanden sei. 
 
GV. Hauschildt-Buschberger fügt hinzu, dass sie jetzt mehrere Wortmeldungen gehört habe aber das 
Dilemma zu sein scheint, dass man umwidme und es werde nicht gebaut. Dann bleibe es liegen und 
werde zum Spekulationsobjekt. Sie stelle sich die ganz einfache Frage, wenn man jetzt schon diese 
Infrastrukturkostenvereinbarung habe, die absolut sinnvoll sei und vielleicht auch noch weitergehen 
könne, warum man nicht einen Passus einfüge mit dem Nebensatz: „Es bestehe die Verpflichtung 
innerhalb des Zeitraumes X dieses Grundstück zu bebauen“.  
Es entspreche nicht den Tatsachen dass nur Baugründe in Buchberg vorhanden seien, sondern auch 
in Steindorf. Sie kann diese jetzt nicht im Detail nennen, aber sie könne eine 10.000 m² große Fläche 
in Steindorf nennen, welche auch bereits vor vielen Jahren umgewidmet worden sei. Diese würde bei 
Verkauf sicher keine € 250,00 kosten.  
Dies sei für sie etwas undifferenziert, weil es sei auch so, dass man Grundstücke bei einem 
Baulandüberhang rückwidmen könne ohne den Besitzer zu entschädigen. Es sei nämlich nicht so, 
dass für jedes rückgewidmete Grundstück von Bauland in Grünland Entschädigung bezahlt wurde. 
Man habe dies weder bei den Ärztegründen noch bei anderen Grundstücken so gemacht.  
Dies sei ein Zeitablauf von 10 Jahren das sei schon richtig. Wenn dies nach 2 Jahren erfolge, weil 
das Grundstück z.B. nicht zu bebauen sei, die Gemeinde aber vor 2 Jahren gesagt habe dies sei zu 
bebauen und man müsse es jetzt rückwidmen, dann müsse man Entschädigung bezahlen. Nicht in 
jedem Fall. Und daher solle man den Passus in die Infrastrukturkostenvereinbarung einführen, dass 
dort auch gebaut werden soll. 
 
AL. Schmidt merkt an, dass die Gemeinde Seewalchen diese  „berühmten“ Baulandsicherungs-
verträge wie viele andere Gemeinden bereits vor 10 Jahren abgeschlossen habe. Diese seien jedoch 
rechtswidrig bis zur xten Potenz und „unmoralisch“, wie der Verwaltungsgerichtshof gesagt habe. 
Dies sei eine „Vergewaltigung“ der Bürger, wenn man es extrem ausdrücke möchte 
 
GV. Hauschildt-Buschberger fragt nach, ob man die Diskussion darüber nicht führen dürfe, sondern 
man müsse höchstes Vertrauen haben zu jedem der bei einem Grundstück eine Umwidmung mache. 
Dieser müsse per Handschlag und großem Indianerehrenwort bekanntgeben, man werde dort bauen. 
Also sei auch diese Diskussion in Ordnung wenn man sage, man stimme dem jetzt einfach nicht mehr 
zu dass gebaut werde. 
 
GR. Kölblinger fragt bei GV. Hemetsberger R. nach, ob sie dies richtig verstanden habe und diese 
Gründe bereits verkauft seien obwohl diese noch nicht umgewidmet sind. 
 
GV. Hemetsberger R. antwortet, dass die Zusage da sei und die Gründe zu je 1000 m² gekauft 
werden sobald die Gemeinde umwidmet. Er habe für die eigene Tochter jahrelang gesucht. Es sei 
nichts vorhanden. Der Amtsleiter könne das bestätigen. Es sei ja von den Umwidmungswerbern 
bereits eine Vorleistung gekommen. Dieser habe ja auf der Gemeinde bereits etwas deponiert – hier 
werde bereits Geld hinterlegt. Nicht der Bauwerber welcher bauen wolle, sondern der Umwidmer 
müsse den Beitrag leisten. Dieser kassiere ja dann auch das Geld für den Baugrund. Dies sei ja das 
Entscheidende und nicht wann gebaut werde. 
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GV. Berger merkt an, dass die aufgeworfenen Themen natürlich sehr wichtig seien nur glaube er, 
dass diese nicht Gegenstand dieses Punktes seien. Über dieses Thema werde man sich noch sehr 
intensiv befassen wenn es um den neuen Flächenwidmungsplan gehe. Aus diesem Grund habe man 
besprochen, dass man ein entsprechendes Gremium für die Ortsentwicklung, Bebauungsplan, usw.  
brauche und daraus ist der Planungsausschuss geworden.  
Er habe das sehr begrüßt und man hätte diesen gerne selber gemacht. Leider haben dies die 
Machtverhältnisse nicht zugelassen. Man werde sich dort sehr intensiv damit auseinandersetzen. Er 
stelle daher hiermit den Antrag auf Ende der Debatte. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GR. Ing. Berger gestellten Antrag auf Ende der Debatte durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
   SPÖ-Fraktion: 7  
   FPÖ-Fraktion: 7  
      
Gegen den Antrag 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  
 
 
 
 
 
24. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung Nr. 90 

örtliches Entwicklungskonzept Nr. 01/4004; Änderung Nr. 30 
Beschlussfassung betreffend die Umwidmung des Grundstückes Nr. 1320, KG. Seewalchen  von 
Grünland „Land- u. Forstwirtschaft, Ödland“  in Bauland „Dorfgebiet“(Grundsatzbeschlussfassung 
vom 25.09.2014) 
 

PA-Obmann GR. Ing. Mayrhofer: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren wird seitens der Abt. Raumordnung der Oö. Landesregierung 
mit Schreiben vom 27.08.2015 mitgeteilt, dass zur geplante Änderung im westlichen Randbereich von 
Steindorf – geplant ist die Schaffung von vier zusätzlichen Bauplätzen innerhalb der Widmung 
Dorfgebiet eine positive Stellungnahme abgegeben wird. Die abgesicherte mittelfristige Nutzung bzw. 
entsprechende privatrechtliche Vereinbarung wird vorausgesetzt um die Schaffung von weiteren, 
nicht verfügbaren Reserveflächen hintanzuhalten.  
 
Seitens der Abt. Naturschutz der Oö. Landesregierung wird die geplante Änderung mit Schreiben 
vom 10.08.2015 zur Kenntnis genommen.  
 
Seitens der Abt. Grund- und Trinkwasserwirtschaft der Oö. Landesregierung wird mit Schreiben vom 
13.08.2015 mitgeteilt, dass keine Einwände gegen die geplante Änderung erhoben werden.   
Weitere Stellungnahmen sind  nicht eingelangt.  
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses die Änderung Nr. 90 
des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004  samt Änderung Nr.  30 des örtlichen 
Entwicklungskonzeptes Nr. 01/2004 entsprechend den Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. 
Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 12.06.2015 zu beschließen.  

 
 
 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 26.11.2015                                                                                   Seite 28 von 32 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
   SPÖ-Fraktion: 7  
   FPÖ-Fraktion: 7  
      
Gegen den Antrag 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  
 
 
 
 
25. Infrastrukturkostenvereinbarung 

Abschluss einer Vereinbarung mit der Grundeigentümerin betreffend die Umwidmung des 
Grundstückes Nr. 1316, KG. Seewalchen 
 

PA-Obmann GR. Ing. Mayrhofer: 
In der Gemeinderatssitzung am 16.04.2015 wurde der einstimmige Beschluss gefasst, bei künftigen 
Flächenwidmungsplanänderungen (Umwidmungen), bei welchen die technische Infrastruktur 
(Ableitung von Schmutz- und Regenwässern, Errichtung von Verkehrsflächen wie Straßen, öffentl. 
Parkplätze, Umkehrflächen, Gehsteige sowie die Errichtung von Straßenbeleuchtungen)  nicht oder 
nur teilweise  vorhanden sind, mit den jeweiligen Umwidmungswerbern 
Infrastrukturkostenvereinbarungen (laut Mustervertrag des Gemeindebundes) auf Grundlage des 
Amtsvortrages des Amtsleiters, abzuschließen. 
Somit wäre als Voraussetzung für die beantragte Flächenwidmungsplanänderung Nr. 86 mit Frau 
Christine Kemptner, Steindorf 28, 4863 Seewalchen am Attersee  als Nutzungsinteressenten 
(Grundeigentümer)  an dem Grundstück Nr. 1316, KG. Seewalchen, eine Infrastrukturkosten-
Vereinbarung gemäß § 16 Abs. 1 Z. 1 Oö. Raumordnungsgesetz 1994 idgF. abzuschließen.  
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses als Voraussetzung für 
die beantragte Flächenwidmungsplanänderung Nr. 86  mit Frau Christine Kemptner, 
Steindorf 28, 4863 Seewalchen am Attersee  als Nutzungsinteressenten (Grundeigentümer)  
an dem Grundstück Nr. 1316, KG. Seewalchen, die vorliegende Infrastrukturkosten-
Vereinbarung vom 26.11.2015, gemäß § 16 Abs. 1 Z. 1 Oö. Raumordnungsgesetz 1994 idgF. 
abzuschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
   SPÖ-Fraktion: 7  
   FPÖ-Fraktion: 7  
      
Gegen den Antrag 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  
 
 
 
 
26. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung Nr. 86 

Beschlussfassung betreffend die Umwidmung des Grundstückes Nr. 1316, KG. Seewalchen  von 
Grünland „Land- u. Forstwirtschaft, Ödland“  in Bauland „Dorfgebiet“ 
(Grundsatzbeschlussfassung vom 25.09.2014) 
 

PA-Obmann GR. Ing. Mayrhofer: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren wird seitens der Abt. Raumordnung der Oö. Landesregierung 
mit Schreiben vom 11.12.2014 mitgeteilt, dass die Schaffung eines zusätzlichen Bauplatzes – 
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Dorfgebiet in grundsätzlicher Übereinstimmung mit den Festlegungen des verordneten Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes steht und ohne Einwand zur Kenntnis genommen wird.  
Seitens der Abt. Naturschutz der Oö. Landesregierung wird die geplante Änderung mit Schreiben 
vom 17.11.2014 vorbehaltslos  zur Kenntnis genommen. Seitens der Abt. Grund- und 
Trinkwasserwirtschaft der Oö. Landesregierung wird mit Schreiben vom 02.12.2014 mitgeteilt, dass 
keine Einwände gegen die geplante Änderung erhoben werden. Weitere Stellungnahmen sind  nicht 
eingelangt.  
 
Planungsausschuss-Obmann Mayrhofer stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses die Änderung  
Nr. 86 des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 entsprechend den Planunterlagen des 
Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 21.10.2014 zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
   SPÖ-Fraktion: 7  
   FPÖ-Fraktion: 7  
      
Gegen den Antrag 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  
 
 
 
 
27. Straßenbeleuchtung 
  Straßenbeleuchtungsprogramm 2016 
 
IstrA-Obmann DI. Hoyer: 
Es stehen im Jahr 2016 voraussichtlich für die neue Straßenbeleuchtung € 15.000 zur Verfügung. 
Eine neue Laterne kostet ca. € 1.000,00 
 
Infrastrukturausschuss-Obmann Dipl.-Ing. Hoyer stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Infrastrukturausschusses im Jahr 2016 die 
Straßenbeleuchtung  in der ÖKO-Siedlung, wo die Verkabelung und die Auslässe für 11 
Straßenbeleuchtungen vorhanden sind „Calla“leuchten zu kaufen und aufzustellen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Hoyer gestellten Antrag durch Handheben abstimmen 
und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Budget 

Förderansuchen des Vereins liebenswertes Seewalchen für das Projekt „Rosenstiege“ 
 
Bgm. Reiter: 
Der Dorfentwicklungsverein „Liebenswertes Seewalchen“ ersucht in seinem Schreiben vom 
15.10.2015 um eine finanzielle Unterstützung zur Sanierung der Rosenstiege und die Sanierung 
diverser Parkbänke. Im Budget sind dafür im Jahr 2015 unter der Haushaltsstelle 1/363/618 
Instandhaltungen insgesamt € 15.000,- vorgesehen. Bei der gewünschten finanziellen Unterstützung 
an den Verein für Dorfentwicklung „liebenswertes Seewalchen“ handelt es sich um eine freiwillige 
Ausgabe der Gemeinde die lt. VRV als Kapitaltransferzahlung an private Organisationen ohne 
Erwerbscharakter zu verbuchen ist. Kapitaltransferzahlung deshalb, weil die Geldleistung der 
Gemeinde einem konkreten Investitionsprojekt zuordenbar ist (Kontierungsleitfaden für Gemeinden 
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des KDZ). Für diese Zahlung an den  Dorfentwicklungsverein ist ein Gemeinderatsbeschluss 
erforderlich.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

dem Verein Liebenswertes Seewalchen den im Gemeindebudget vorgesehenen Beitrag in 
Höhe von € 15.000.- zu überweisen. 

 
GV. Berger fügt hinzu, dass man etwas überrascht gewesen sei, dass es diesen Punkt auf einmal als 
Dringlichkeitsantrag gebe. Wenn er sich richtig erinnere, dann habe man im Vorstand ausführlich über 
diesen Punkt diskutiert. Man wolle sich das anschauen und wenn es wirklich darum gehe dies 
beschließen zu wollen dann habe man in der Weihnachtssitzung noch Zeit. Mit den € 15.000,00 sei 
dieses Vorhaben sowieso nicht auszufinanzieren.  
Man war sehr überrascht, dass bevor es diese finanzielle Zusage vom Gemeinderat gebe, der Auftrag 
bereits vergeben sei und auch die Arbeiten bereits begonnen haben. Diese Vorgangsweise werde 
von der SPÖ-Fraktion so nicht akzeptiert und man werde deshalb dagegen stimmen.  
 
Der Bürgermeister antwortet, dass dies zur Kenntnis zu nehmen sei. 
 
GR. Hoyer fügt hinzu, dass die Beratung betreffend der Vergabe ganz exakt gewesen sei. Er habe 
sich darum gekümmert dass 3 Angebote eingeholt worden seien und auch ein Auftragsschreiben 
gemacht, um die Finanzierung sicher zu stellen. Aber eben nur für den im Jahr 2015 vorgesehen 
Betrag im Gemeindebudget. Dieser Betrag sei ja bereits für dieses Bauvorhaben des 
Verschönerungsvereines vorgesehen gewesen. Die Firma Ploner habe dem auch zugestimmt, dass 
die Restfinanzierung erst im Jahr 2016 erfolgen kann. Somit sei eine Deckung gegeben gewesen. 
Warum – klarerweise – jetzt noch versucht worden sei dies umzusetzen, sei dass man versucht habe 
die Witterung noch auszunützen. Die Firma Ploner habe dies zu einem günstigen Preis angeboten 
und daher sei der Auftrag erteilt worden. Für die FPÖ-Fraktion gehe das natürlich in Ordnung und 
man werde diesem Antrag mit Freude zustimmen.  
 
GR. Kölblinger fügt an, man sei davon ausgegangen, dass die € 15.000,00 zur Verfügung stehen 
würden. Daher habe man gedacht man brauche erst einmal konkret den Auftrag und dann suche man 
bei der Gemeinde um dieses Geld an und nicht umgekehrt. Die ganze Sache habe sich ziemlich 
hingezogen. Aber die € 15.000,00 – heute sei der 26.11. -  seien ja noch bis 31.12. zur Verfügung. 
Man hätte dies natürlich auch noch am 17.12. machen können. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 24 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
   FPÖ-Fraktion: 7  
   GRÜNE-Fraktion: 4  
      
Gegen den Antrag 7 Stimmen SPÖ-Fraktion: 7  
 
 
 
 
28. Allfälliges 
 
 
a) GR. Mohr ladet alle im Namen des Sozialausschusses ganz herzlich zum 2. Seewalchener 

Adventmarkt am 27.11.2015 einladen. Freiwillige Helfer werden gerne noch angenommen. Der 
Sozialausschuss würde sich freuen, alle begrüßen zu dürfen. Sie wolle noch anmerken, dass, 
wenn GV. Hauschildt-Buschberger in Facebook für diese Veranstaltung Werbung mache, dann 
bitte nicht in ihrem Namen, sondern im Namen des Sozialausschusses. 
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GV. Hauschildt-Buschberger antwortet, dass es in Facebook leider nicht anders möglich sei, als 
als Person eine Veranstaltung zu erstellen.  

 
GR. Mohr erwidert, dass dies nicht stimme, weil Michaela Kiener für den MV Rosenau in ihrem 
Namen eingeladen habe. Sie habe dies etwas befremdend gefunden, dass dies als die 
Veranstaltung von GV. Hauschildt-Buschberger ausgegeben wurde – es sei die Veranstaltung 
des Sozialausschusses. 

 
GV. Hauschildt-Buschberger erwidert, dann habe GR. Mohr dies nicht richtig gelesen, denn es 
stehe drinnen „der Sozialausschuss“. 

 
b) GR. Hoyer merkt an, dass nachdem von Herrn GR. Vogel O. der Antrag auf Vertagung gestellt 

worden sei, wolle er AL. Schmidt - nachdem dieser immer belehrend die Gesetze zitiere - 
mitteilen, dass der geänderte § der §53 und §55 sei. Hier gebe es auch eine Homepage wo man 
die Erläuterungen dazu lesen könne. Worum es ihm aber gehe sei, man habe heute wieder 
dieses wunderschöne Papier vom Bürgermeister bekommen. Er habe dies bereits schon einmal 
gesagt, dass es nicht sein könne dass man dies erst ¼ h vor Beginn der Gemeinderatssitzung 
bekomme. Er habe auch bereits darum gebeten, dieses Papier bereits in den Fraktionssitzungen 
aufzulegen. Außerdem wolle er auf §63a der Gemeindeordnung verweisen in dem es im 
Wesentlichen heiße – die Antwort um die es gehe muss im Wortlaut als nicht vollinhaltlich 
verlesen aber doch im wesentlichen Inhalt her wiedergegeben werden. Es genüge nicht dieses 
Papier einfach auf den Tisch zu legen, sondern man müsse dies behandeln. Man solle sich bitte 
daher an den §63a halten. Man habe im Planungsausschuss intensiv beraten, dass es wesentlich 
sei in der Einreichung eine pdf. Dokumentation oder einen CAD-Teil zu verlangen, damit bei den 
Ausschusssitzungen dies an die Wand geworfen werden könne und jeder wisse worum es gehe. 
Es sei ja an der Zeit, da bereits alle Gemeinden rund um den See einen Beamer in den 
Sitzungszimmern haben dies in der Folge auch umzusetzen. Man würde dadurch die Arbeit in den 
Ausschüssen wesentlich vereinfachen. Er habe auch vor einiger Zeit der Gemeinde bereits 
mitgeteilt, dass er sehr mit Nachdruck dahinter sei, dass der Stand und Grad der Einreichung 
verbessert werde. Er habe diese Unterlagen auch dem Sachverständigen in Gmunden geschickt. 
Dieser habe nicht einmal geantwortet, sondern dies einfach gelöscht ohne es zu lesen. Das 
Interesse der Behörde hierbei sei ja sichtbar. Dieser ziehe sich zurück und sage, was nicht im 
Gesetz stehe mache er nicht und müsse er auch nicht machen. Daher ersuche er die Gemeinde 
mit Nachdruck diese Punkte intern zu beraten und ihm mitzuteilen was umgesetzt werde und was 
nicht.  

 
GR. Mayrhofer bestätigt die Diskussionen in den Ausschüssen und habe bereits Herrn Arnitz 
ersucht. Es gebe keinen gezeichneten Plan wo es nicht ein dwg. oder pdf. gebe. Dies müsse man 
einfach verlangen und wenn es nicht gleich dabei sei dann anfordern und nachreichen. Dies 
würde vieles vereinfachen. 

 
c) GR. Kaniak fügt an, dass diese beiden Ausschüsse welche sich einig sind, Fachausschüsse seien 

welche sich in einem kleinen Gremium mit dieser Sache befassen. Er wisse nicht wieviele Damen 
und Herren sämtliche Punkte hier mit den ganzen Akten durcharbeiten. Es wäre der ideale 
Zustand, wenn man dies mit einem Beamer an die Wand werfen könnte und jeder genau wisse 
wovon man spreche. Er könne sich nicht vorstellen, dass man sich jeden Punkt genau durchlese. 
Er habe sich auch auf Mitarbeiter und Kollegen verlassen müssen. Hier sei der ideale Zustand, 
damit jeder Bescheid wisse um welche Grundstücke es gehe und welche Schwierigkeiten es 
gebe. Es seien ja nicht alle Beschlüsse einstimmig. Wenn man dies nicht zusammenbringe, dann 
sei Seewalchen einer der wenigen Orte – in einem habe man ja schon einen Rekord aufgestellt, 
nämlich es gebe in Seewalchen und Schörfling keinen einzigen Kreisverkehr – in dem kein 
Beamer sei. Aber alle anderen haben dies schon. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass wenn die Qualität einer Gemeinde von der Anzahl der 
Kreisverkehr gemessen werde dann… 

 
Vizebgm. Haberl fügt hinzu, dass sie mit den Zahlen auch nichts anfangen könne. Sie sei auch 
beim Bauausschuss nicht dabei. Wenn man sich dafür interessiere – und das sei in ihrem Fall 
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auch so – dann könne man sich sehr wohl informieren und dies in der Fraktionssitzung 
genauestens besprechen. Dies werde in der ÖVP-Fraktion gemacht und sie glaube, dass dies 
auch in den anderen Fraktionen so gemacht werde. Sie finde in der Gemeinderatssitzung sei ein 
Beamer nicht notwendig. 

 
d) GR. Vogel O. ladet alle zu dem am Samstag, 28.11.2015 um 20.00 Uhr stattfindenden 

Cäcilienkonzert der MMK Seewalchen in den Kultursaal ein.  
 
 
  
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung  
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 19.10.2015 wurden keine Einwendungen erhoben.  
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:35 Uhr.  
 
  

Der Schriftführer:                    Der Vorsitzende:  
 
  
 
........................................................             ........................................................  
 

(AL Johann Schmidt)                  (Bgm. Mag.Reiter Johann)  
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 17.12.2015 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 
des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt.  
 
  

Der Vorsitzende: 
 
 

(Mag. Johann Reiter) 
 
  

Für die SPÖ-Fraktion:                 Für die ÖVP-Fraktion:  
 
  
  
 
........................................................              ........................................................  

(GV. Ing. Kurt Berger)                     (Dr. Oskar Vogel)  
 
  
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                  Für die GRÜNE-Fraktion:  
 
 
  
 
........................................................              .......................................................  

(GV. Rudolf Hemetsberger)               (GV. Claudia Hauschildt-Buschberger)  


	Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass

